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Übersicht
Zentrales Element der vorliegenden Änderung der Raumplanungsverordnung ist 
die Umsetzung und Konkretisierung der vom Gesetzgeber vorgesehenen Stabi­
lisierung des Gebäudebestandes und der versiegelten Flächen ausserhalb der 
Bauzonen. Damit soll einerseits die Landschaft besser geschützt werden, ande­
rerseits soll ein gewisser Spielraum für eine massvolle bauliche Entwicklung 
ausserhalb der Bauzonen bestehen bleiben. Die Kantone sind verpflichtet, die 
bauliche Entwicklung ausserhalb der Bauzonen zu überwachen und dafür zu sor­
gen, dass die Stabilisierungsziele eingehalten werden. Die Verordnung stellt ih­
nen hierfür gewisse Instrumente zur Verfügung, andere müssen die Kantone 
selbst schaffen. Kann ein Kanton die Stabilisierungsziele nicht einhalten oder 
sind sie gefährdet, kommt ein Kompensationsmechanismus zur Anwendung. 

Ausgangslage
Das Parlament hat am 29. September 2023 die Vorlage zur zweiten Etappe der Teilre­
vision des Raumplanungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG 2) verabschiedet. Die hier 
erläuterte Verordnungsrevision enthält die dazu notwendigen Ausführungsbestimmun­
gen. Aufgenommen werden zudem Ausführungsbestimmungen zu dem vom Parlament 
am selben Tag beschlossenen Bundesgesetz über die sichere Stromversorgung mit 
erneuerbaren Energien, soweit dieses Gesetz auch Regelungen im Raumplanungsge­
setz enthält.
Vom 19. Juni bis zum 9. Oktober 2024 wurde zu den Ausführungsbestimmungen ein 
Vernehmlassungsverfahren durchgeführt.

Inhalt der Vorlage
Die vorliegende Änderung der Raumplanungsverordnung umfasst die Ausführungsbe­
stimmungen zur zweiten Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG 2) 
sowie zu Teilen des Bundesgesetzes über die sichere Stromversorgung mit erneuer­
baren Energien. Zentral sind die Bestimmungen zur Stabilisierung des Gebäudebe­
stands und der versiegelten Flächen. Hierfür wird für jeden Kanton ein Referenzwert 
Gebäude und ein Referenzwert Versiegelung festgelegt. Jeder Kanton hat gegenüber 
dem massgebenden Referenzdatum vom 29. September 2023 einen Entwicklungs­
spielraum von 2 Prozent. Weiter werden in der Vorlage die Anforderungen an die Kom­
pensations- und Aufwertungsmassnahmen konkretisiert, die im Rahmen des neuen 
Planungsinstruments des Gebietsansatzes vorzusehen sind. Enthalten sind zudem Be­
stimmungen zur Gewährung von Erleichterungen hinsichtlich der Geruchs- und Lärm­
immissionen aus der Landwirtschaft, zur Verbesserung der Bedingungen für die Nut­
zung erneuerbarer Energien, zu den allfälligen Bundesbeiträgen an die Abbruchprä­
mien sowie Rechtsetzungsaufträge an die Kantone zur Optimierung der Verfahren im 
Bereich des illegalen Bauens ausserhalb der Bauzonen. Die Vorlage enthält ausser­
dem eine Bestimmung zur Umsetzung des Anliegens der parlamentarischen Initiative 
20.492 von Nationalrat Bregy («Vision und Strategie zu den Grundlagen der Raum- 
und Infrastrukturentwicklung. Dem Parlament verbindlich vorlegen!»), den Einbezug 
der Bundesversammlung bei der Erarbeitung und Anpassung von Sachplänen zu ver­
stärken.
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1 Ausgangslage

Das Parlament hat am 29. September 2023 die zweite Etappe der Teilrevision des 
Raumplanungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG 2; Schlussabstimmungstext: BBl 
2023 2488) verabschiedet. In der hier kommentierten Teilrevision der Raumplanungs-
verordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1) werden insbesondere jene Bestim-
mungen näher ausgeführt, in denen das Parlament den Bundesrat beauftragt hat, die 
Einzelheiten zu regeln. Die Botschaft für diese Gesetzesrevision wurde dem Parla-
ment im Jahr 2018 unterbreitet (Botschaft vom 31. Oktober 2018 zur zweiten Etappe 
der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, BBl 2018 7443). Nachdem das Parla-
ment die Gesetzesvorlage nach der Einreichung der Volksinitiative «Gegen die Ver-
bauung unserer Landschaft (Landschaftsinitiative)» (siehe dazu Botschaft des Bun-
desrats vom 1. September 2021 [BBl 2021 2115]) zu einem indirekten Gegenvor-
schlag zu dieser Initiative weiterentwickelt hat, sind mit den Bestimmungen zur Stabi-
lisierungsthematik wichtige neue Elemente hinzugekommen. Diese bedürfen eben-
falls der Umsetzung auf Verordnungsebene. 

Die RPV-Revision enthält zudem Ausführungsbestimmungen zu einzelnen Bestim-
mungen des vom Parlament am 29. September 2023 beschlossenen Bundesgeset-
zes über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (Schlussabstim-
mungstext: BBl 2023 2301). Es geht dabei um die Bestimmungen über die Bewilli-
gungsfreiheit von Solaranlagen an Fassaden, über Solaranlagen, die nicht von natio-
nalem Interesse sind, sowie um die Bestimmungen über weitere Bauten und Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien.

Die Vorlage enthält im Weiteren eine Anpassung, mit der die parlamentarische Initia-
tive 20.492 von Nationalrat Bregy («Vision und Strategie zu den Grundlagen der 
Raum- und Infrastrukturentwicklung. Dem Parlament verbindlich vorlegen!») umge-
setzt werden soll.

Vom 19. Juni bis zum 9. Oktober 2024 wurde ein Vernehmlassungsverfahren zu den 
erwähnten Ausführungsbestimmungen durchgeführt. 

Insbesondere im Bereich der Stabilisierungsthematik forderten einige Kantone und 
die BPUK eine Überarbeitung und Vereinfachung der entsprechenden Vorschriften. 
Kritisiert wurden namentlich die vorgeschlagenen Massnahmen zur Kontrolle der Ein-
haltung der Stabilisierungsziele, da diese mit einem unverhältnismässig grossen ad-
ministrativen Aufwand für die Datenerhebung verbunden seien. Weiter hielten viele 
Vernehmlassungsteilnehmende (darunter 15 Kantone, BPUK, LDK, RKGK, SVP, 
SAB, SBV, sgv) den in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagenen Entwicklungs-
spielraum von plus 1 % gegenüber dem Stand am 29. September 2023 für zu restrik-
tiv. Ein Spielraum von plus 2 % sei sachgerechter, zumal dies auch im Gesetzge-
bungsprozess so diskutiert worden sei. Demgegenüber gibt es Vernehmlassungsteil-
nehmende, die einen Spielraum von plus 1 % als zu hoch einschätzen und eine Re-
duktion auf 0,5 % forderten (GRÜNE Schweiz, SP, Umweltorganisationen).

Die meisten Kantone kritisieren sodann, dass in der Vernehmlassungsvorlage keine 
Regelungen zu den Bundesbeiträgen an die Abbruchprämie vorgesehen sind. Die 
Abbruchprämie könne nicht allein durch die Kantone finanziert werden. Dies entspre-
che nicht der bisherigen partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Kantonen. Zudem hätte eine zusätzliche Inanspruchnahme der Erträge der Mehrwert-
abgabe zur Folge, dass für die daraus zu finanzierenden Aufgaben der Innenent-
wicklung nicht mehr genügend Mittel zur Verfügung stünden. Die BPUK schlägt 
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vor, dass der Finanzierungsanteil des Bundes an der Abbruchprämie 70–80 % betra-
gen soll.

Im Rahmen der Vernehmlassungsverfahren wies schliesslich insbesondere die BPUK 
darauf hin, dass die Kantone Zeit benötigen, um ihre eigenen Rechtsgrundlagen und 
Planungsinstrumente an die neuen bundesrechtlichen Anforderungen anzupassen. 
Mit den entsprechenden Arbeiten könne erst begonnen werden, wenn der Inhalt der 
revidierten RPV feststehe. Für die Anpassungsarbeiten würden mindestens neun Mo-
nate benötigt.

Am 9. bzw. 27. Januar 2025 wurden zudem die UREK-S sowie die UREK-N zur Ver-
nehmlassungsvorlage konsultiert. Hinsichtlich des bei den Stabilisierungszielen zu 
gewährenden Entwicklungsspielraums sprachen sich beide Kommissionen mehrheit-
lich für einen Wert von plus 2 Prozent aus (gegenüber dem Stand am 29. September 
2023). Ebenso sprachen sich beide Kommissionen deutlich dafür aus, dass der Bund 
die Abbruchprämie bis zu einem Drittel mitfinanzieren soll. Schliesslich forderte die 
UREK-S, dass für altrechtliche Gast- und Beherbergungsbetriebe ausserhalb der 
Bauzonen über die Vernehmlassungsvorlage hinaus zusätzliche Erweiterungsmög-
lichkeiten gewährt werden sollen.

Die Überarbeitung der Vorlage - basierend auf den Vernehmlassungs- und Konsultati-
onsergebnissen - erfolgte in engem Austausch mit den Kantonen. Zu diesem Zweck 
fanden verschiedene Austausche mit einer Fachgruppe statt, die Vertreter der folgen-
den Organisationen umfasste: Kantonsplanerkonferenz (KPK), Bau-, Planungs- und 
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK), Landwirtschaftsdirektorenkonferenz (LDK), Kon-
ferenz der Beauftragten für Natur- und Landschaftsschutz (KBNL) und EspaceSuisse. 
Zudem wurden die Arbeiten auf der politischen Ebene von einem Ausschuss der 
BPUK und der LDK begleitet.

2 Grundzüge der Vorlage

2.1 Stabilisierungsziele
Sinn und Zweck der Stabilisierung
Die Idee einer Stabilisierung der baulichen Entwicklung ausserhalb der Bauzonen ist 
als Reaktion auf die Landschaftsinitiative in die RPG 2-Vorlage aufgenommen wor-
den. Dies erfolgte im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der Vorlage zu ei-
nem indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative. Die Initiative sah vor, dass 
die Zahl der Gebäude und die von ihnen beanspruchte Fläche im Nichtbaugebiet 
nicht mehr zunehmen dürfen. Das RPG will demgegenüber etwas weniger weit gehen 
und einen gewissen Entwicklungsspielraum offenlassen. Am Grundprinzip einer 
Obergrenze für die bauliche Entwicklung ausserhalb der Bauzonen wurde jedoch 
festgehalten.
Aspekte der Stabilisierung
Die Stabilisierungsziele beziehen sich auf zwei Aspekte: Einerseits soll die Anzahl der 
Gebäude ausserhalb der Bauzonen stabilisiert werden. Objekte mit einer Grundfläche 
von weniger als 6 m² werden dabei nicht berücksichtigt; damit sollen insbesondere 
rein technische Zählprobleme vermieden werden. Andererseits bezieht sich die Stabi-
lisierung auch auf die Bodenversiegelung. Damit wird das Kriterium der „beanspruch-
ten Fläche” aus der Landschaftsinitiative aufgegriffen, aber noch etwas weiter ge-
fasst. Als Bodenversiegelung zählen hier daher nicht nur Gebäudegrundflächen, 
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sondern beispielsweise auch Belagsflächen aus Asphalt oder Beton. Vom Stabilisie-
rungsziel Bodenversiegelung ausgenommen sind versiegelte Flächen, die landwirt-
schaftlich oder touristisch genutzt werden, sowie Flächen, die von nationalen und 
kantonalen Verkehrsanlagen sowie von Energieanlagen beansprucht werden.
Räumlicher Geltungsbereich
Das Stabilisierungsziel für Gebäude gilt im gesamten Gebiet ausserhalb der Bauzo-
nen. Das Bodenversiegelungsziel gilt für das Gebiet ausserhalb der Bauzonen, aus-
genommen das Sömmerungsgebiet (siehe Erläuterungen zu Art. 25a Abs. 2). 
Entwicklungsspielraum gegenüber dem 29. September 2023 von plus 2 %
Der im Sinne der Stabilisierungsidee noch offene Entwicklungsspielraum wird in Arti-
kel 25b Absatz 1 auf maximal zwei Prozent begrenzt, bezogen auf den Stand vom 29. 
September 2023, dem Datum der Schlussabstimmung zu RPG 2 in den eidgenössi-
schen Räten (sog. Referenzwert). Mit der Erhöhung des Entwicklungsspielraums auf 
zwei Prozent reagiert der Bundesrat insbesondere auf Forderungen einer Mehrheit 
der Kantone sowie von BPUK und LDK im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens. 
Ein Spielraum von einem Prozent, wie er in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehen 
war, wurde angesichts der tatsächlichen Entwicklungen beim Bauen ausserhalb der 
Bauzonen als zu knapp erachtet. Zudem erschwerten fehlende Datengrundlagen den 
Kantonen eine genaue Einschätzung des verbleibenden Spielraums. Vor diesem Hin-
tergrund erhalten die Kantone mit einer Anhebung des Wertes auf zwei Prozent et-
was mehr Zeit, um angemessen auf die Herausforderungen reagieren zu können.
Damit für die Kantone nun klar ersichtlich ist, wie gross ihr konkreter Entwicklungs-
spielraum noch ist, wurden die jeweiligen Referenzwerte für die Gebäudezahl und die 
Bodenversiegelung auf der Grundlage einer einheitlichen Datenbasis berechnet. Für 
die Ermittlung der Gebäudezahl wurde dabei auf die Geodaten aus der amtlichen 
Vermessung, allenfalls ergänzend auf diejenigen des Topografischen Landschaftsmo-
dells (TLM) vom swisstopo zurückgegriffen. Für die Ermittlung der Bodenversiegelung 
wurden die Daten der Arealstatistik herangezogen und auf den Stand vom 29. Sep-
tember 2023 hochgerechnet.
Die so ermittelten Referenzwerte werden für jeden Kanton im Anhang 1 zur Raumpla-
nungsverordnung (RPV) zahlenmässig festgelegt: je ein Referenzwert für die Anzahl 
der Gebäude und einer für die versiegelten Flächen (in Hektar).
Pflicht zur Erfassung der baulichen Entwicklung seit dem 29. September 2023
Die Kantone sind gehalten, die nach dem Referenzdatum vom 29. September 2023 
erfolgende bauliche Entwicklung mitzuverfolgen, um sich ein Bild darüber machen zu 
können, wo sie im Hinblick auf die Stabilisierungsziele stehen und wie gross der Ent-
wicklungsspielraum noch ist. Wie sie dies genau umsetzen, ist ihnen weitgehend 
überlassen. Die entsprechenden Vorgaben in der RPV sind daher bewusst schlank 
gehalten. Grundsätzlich genügt eine strukturierte Erfassung der erteilten Baubewilli-
gungen in Tabellenform. Aus dieser müssen folgende Informationen ersichtlich sein:
- wie viele neue Gebäude ausserhalb der Bauzonen bewilligt wurden;
- wie viele neue versiegelte Flächen entstanden sind und ob es sich dabei um anre-
chenbare oder nicht anrechenbare Nutzungen handelt; nicht anrechenbar sind versie-
gelte Flächen, die landwirtschaftlich oder touristisch genutzt werden, sowie nationale 
und kantonale Verkehrsanlagen und Energieanlagen;
- Fläche der anrechenbaren Bodenversiegelungen.
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Auch illegale Bauten und Anlagen sowie faktisch hinzugekommene Anlagen müssen 
erfasst werden.
Die Kantone können die Bilanzierungsmethode frei wählen. Sie können im Rahmen 
des Baubewilligungsverfahrens gewonnene Geodaten verwenden oder sich mit Ex-
cel-Tabellen mit Bezug auf Bewilligungsakten begnügen.
Berichterstattung
Die Kantone müssen dem Bund periodisch Bericht über ihre Situation bezüglich der 
Stabilisierungsziele erstatten. Die Berichterstattung kann Anlass dazu geben, die Ein-
haltung der Stabilisierungsziele in einem Kanton als gefährdet einzustufen. Dies kann 
wiederum Anlass für eine Anpassung der Stabilisierungsstrategie im kantonalen 
Richtplan sein (siehe dazu unten).
Konsequenzen bei Zielverfehlung
Werden die Stabilisierungsziele nicht eingehalten oder können die erforderlichen 
Richtplananpassungen betreffend Stabilisierungsstrategie nicht innerhalb der vorge-
sehenen Fristen genehmigt werden, greifen die gesetzlich vorgesehenen Kompensa-
tionspflichten. Dabei wird in der Verordnung danach unterschieden, welches Stabili-
sierungsziel nicht eingehalten ist.
Wird das Gebäudeziel überschritten, muss jedes neue Gebäude ausserhalb der Bau-
zonen durch den Rückbau eines anderen Gebäudes ausserhalb der Bauzonen kom-
pensiert werden.
Bei Überschreitung des Versiegelungsziels muss bei der Neuanlage einer anrechen-
baren versiegelten Fläche eine gleich grosse versiegelte Fläche rekultiviert werden.
Entwicklungsspielraum für spezielle Nutzungen
Es ist ein zentrales Anliegen der Landwirtschaft trotz Stabilisierungszielen ausserhalb 
der Bauzonen auch künftig über ausreichende Entwicklungsmöglichkeiten zu verfü-
gen. Um der Konkurrenz mit anderen Nutzungen vorzubeugen, soll daher der durch 
den Abbruch von Gebäuden freiwerdende Spielraum explizit zugunsten der Landwirt-
schaft oder der öffentlichen Hand reserviert werden können. Die Ausgestaltung dieser 
Vorbehalte erfolgt durch die Kantone unter Berücksichtigung regionaler Gegebenhei-
ten.
Durch den Bund bewilligte Gebäude und Versiegelungen
Gebäude und Bodenversiegelungen, die im Rahmen eines Plangenehmigungsverfah-
rens (PGV) des Bundes zugelassen werden, sind hinsichtlich der Stabilisierungsziele 
nicht zu berücksichtigen (siehe Erläuterungen zu Art. 25g Abs. 2). Um sicherzustel-
len, dass die Kantone gleichwohl über die erforderliche Übersicht verfügen, wird in 
der RPV und den massgebenden Fachverordnungen das Meldewesen bezüglich er-
teilter Plangenehmigungen geregelt.
Hinweise zum Gesamtkonzept zur Einhaltung der Stabilisierungsziele im kanto­
nalen Richtplan (Stabilisierungsstrategie)

Gemäss Artikel 8d Absatz 1 RPG haben die Kantone in ihrem Richtplan ein Gesamt-
konzept zur Erreichung der Stabilisierungsziele festzulegen. Dies hat gemäss Artikel 
38b Absatz 1 RPG innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten von RPG 2 zu erfol-
gen. Bezüglich Erarbeitung und Inhalt des Gesamtkonzepts zur Erreichung der Stabi-
lisierungsziele wird auf den vom ARE ergänzten Leitfaden zur Richtplanung verwie-
sen.
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Diese Bestimmungen treten am 1. Juli 2026 in Kraft, um den Kantonen Zeit für die 
notwendigen Vorarbeiten zu geben.

2.2 Gebietsansatz

Der Gebietsansatz ist ein freiwilliges Planungsinstrument, das es ermöglichen soll, 
beim Bauen ausserhalb der Bauzonen den kantonalen und regionalen Besonderheiten 
besser Rechnung zu tragen. Die Kantone können vom Gebietsansatz Gebrauch ma-
chen, müssen aber nicht. Voraussetzungen für die Anwendung dieses Instruments sind 
ein räumliches Gesamtkonzept für das betreffende Gebiet, eine Grundlage im kanto-
nalen Richtplan sowie die Ausscheidung einer Nichtbauzone mit zu kompensierenden 
Nutzungen (Art. 8c in Verbindung mit Art. 18bis RPG). Zudem muss die Anpassung des 
kantonalen Richtplans gemäss Artikel 38b Absatz 1 RPG erfolgt sein (Art. 38b Abs. 2 
RPG).

Hinsichtlich der Anforderungen an die Grundlage im Richtplan hat das ARE gestützt 
auf Artikel 8 RPV eine entsprechende Anpassung des Leitfadens Richtplanung vorge-
nommen.

Artikel 33a konkretisiert hinsichtlich der Nichtbauzonen mit zu kompensierenden Nut-
zungen (Art. 18bis RPG) die gesetzlichen Vorgaben. Sinn und Zweck der entspre-
chenden Anforderungen ist es sicherzustellen, dass die Ziele und Grundsätze der 
Raumplanung eingehalten werden und insgesamt eine Verbesserung der Gesamtsi-
tuation im betroffenen Gebiet erreicht wird.

Die Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen zum Gebietsansatz werden auf den 1. 
Juli 2026 in Kraft gesetzt.

2.3 Vorrang der Landwirtschaft in der Landwirtschaftszone

Es ist ein zentrales Ziel von RPG 2, dass die Rahmenbedingungen für die Landwirt-
schaft verbessert werden. In Artikel 16 Absatz 4 RPG wird daher ausdrücklich festge-
halten, dass die Landwirtschaft mit ihren Bedürfnissen in der Landwirtschaftszone 
Vorrang gegenüber nichtlandwirtschaftlichen Nutzungen hat. 

Diese neue Bestimmung hat die Bedeutung einer Grundsatzbestimmung und weist 
Ähnlichkeiten mit den in den Artikeln 1 und 3 des Raumplanungsgesetzes veranker-
ten Planungszielen und -grundsätzen auf. Das bedeutet, dass der Aspekt des Vor-
rangs der Landwirtschaft insbesondere dann zu berücksichtigen ist, wenn bei einer 
Planung oder Bewilligungserteilung in der Landwirtschaftszone eine Interessenabwä-
gung vorzunehmen ist. Dies kann sowohl bei einer Planung oder Bewilligungsertei-
lung zugunsten der Landwirtschaft als auch bei einer Planung oder Ausnahmebewilli-
gung für ein nicht landwirtschaftliches Vorhaben in der Landwirtschaftszone der Fall 
sein. In solchen Konstellationen ist entsprechend des im RPG geregelten Vorrangs 
der Landwirtschaft im Konfliktfall dem Interesse an der landwirtschaftlichen Nutzung 
ein besonderes Gewicht einzuräumen. Dies bedeutet nicht, dass ein entgegenstehen-
des Interesse völlig auszublenden wäre. Es soll aber die landwirtschaftliche Nutzung 
nicht erschweren. Ergänzend dazu bekräftigt die Vorrangbestimmung bereits beste-
hende Bestimmungen zugunsten der Landwirtschaft, die bezwecken, die Landwirt-
schaft vor Störungen zu bewahren (z. B. Art. 24d Abs. 3 Bst. d RPG). Eine wichtige 
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Konkretisierung zur Sicherung des Vorrangs der Landwirtschaft erfolgt durch Artikel 
16a Absatz 5, der den Bundesrat beauftragt Fälle festzulegen, in denen bezüglich 
Geruchs- und Lärmimmissionen aus der Landwirtschaft Erleichterungen von den Be-
stimmungen des Umweltschutzgesetzes zulässig sind. Der Bundesrat hat diesen Auf-
trag mit Artikel 38a umgesetzt. Eine weitere wichtige Bestimmung zur Sicherung des 
Vorrangs der Landwirtschaft ist bei den Bestimmungen zum Stabilisierungsziel vorge-
sehen. Gemäss Artikel 25f ist es möglich, den im Hinblick auf das Stabilisierungsziel 
bestehenden Entwicklungsspielraum gemäss Artikel 25b Absatz 1 und 2 vorab für die 
Bedürfnisse der Landwirtschaft zu sichern.

Es handelt sich bei diesen Bestimmungen grundsätzlich um direkt anwendbare Nor-
men des Bundesrechts. Sie treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

2.4 Nutzung erneuerbarer Energien

Die sichere Versorgung der Schweiz mit erneuerbarer Energie ist Gegenstand zahl-
reicher abgeschlossener und pendenter Gesetzgebungsprojekte. Die in diesem Zu-
sammenhang vorgeschlagenen Änderungen der RPV fügen sich in diese Bestrebun-
gen ein. Ziel ist es, mit möglichst geringen negativen Auswirkungen auf die Biodiversi-
tät sowie die landschaftlichen, landwirtschaftlichen und baukulturellen Qualitäten von 
Raum und Umwelt die Energieversorgung zu stärken. Dabei sind sowohl die Aspekte 
der Energieproduktion als auch jene der Energieeffizienz zu berücksichtigen.

Konkret enthält die Vorlage auch einzelne Ausführungsbestimmungen zu dem vom 
Parlament am 29. September 2023 beschlossenen Bundesgesetz über eine sichere 
Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (Schlussabstimmungstext: BBl 2023 
2301). Dieses enthält u. a. Bestimmungen über die Bewilligungsfreiheit von Solaran-
lagen an Fassaden, über Solaranlagen, die nicht von nationalem Interesse sind, so-
wie Bestimmungen über weitere Bauten und Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien. 

Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

2.5 Illegales Bauen

Nach Artikel 25 Absatz 3 RPG sind die zuständigen Behörden dazu verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass unbewilligte Nutzungen innerhalb nützlicher Frist festgestellt und an-
schliessend sofort untersagt und unterbunden werden. Rückbauten zur Wiederher-
stellung des rechtmässigen Zustands sind unverzüglich anzuordnen und durchzufüh-
ren. Artikel 25 Absatz 4 RPG hält zudem fest, dass nur die zuständige kantonale Be-
hörde ausnahmsweise von der Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes ab-
sehen kann.

Die entsprechenden Verfahren sollen neu so weit wie möglich konzentriert und ge-
strafft werden. Artikel 43b enthält verschiedene Aufträge an den kantonalen Gesetz-
geber, mit denen sichergestellt werden soll, dass die baupolizeilichen Verfahren die-
sen Anforderungen genügen. Ob und in welchen Bereichen der kantonale Gesetzge-
ber tätig werden muss, hängt von der aktuellen Ausgestaltung des kantonalen Rechts 
ab. 
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Ziel der in Artikel 43c vorgeschlagenen Bestimmungen ist es, zu einem möglichst effi-
zienten und konsequenten Verfahren zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zu-
standes beizutragen. Dazu gehören eine subsidiär anwendbare Frist für die Erfüllung 
baupolizeilicher Verpflichtungen sowie spezifische Begründungslastregeln im baupoli-
zeilichen Verfahren.

In der RPV wird der neue Absatz 4 von Artikel 25 RPG – und damit die Rolle der Ge-
meinden – nicht speziell thematisiert. Bisher wurde möglicherweise unterschätzt, wel-
che Risiken die Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben tragen und ob diese die 
korrekte Aufgabenerfüllung beeinträchtigen können. Wenn die Gemeinde als Baube-
willigungsbehörde aufgrund der verbindlichen Stellungnahme des Kantons eine Bau-
bewilligung verweigert, ist fraglich, ob es sachgerecht ist, wenn sie die Kostenfolgen 
eines allfälligen Beschwerdeverfahrens tragen muss1. Auch im Bereich der Baupolizei 
ist die Wirkung der Kostentragpflicht nicht zu unterschätzen. Auch hier besteht das 
Risiko, dass Gemeinden, denen nach wie vor baupolizeiliche Aufgaben übertragen 
werden, empfindliche Kostenfolgen tragen müssen, wenn sie ihre Aufgaben korrekt 
erfüllen wollen und in einem Beschwerdeverfahren korrigiert werden2. In beiden Fäl-
len ist es umso gravierender, wenn es sich um Rückweisungsentscheide handelt und 
eine Überprüfung solcher Entscheide ohne unverhältnismässigen Aufwand und zu-
sätzliche Kostenrisiken nur schwer möglich ist. Solche Probleme können nicht in der 
RPV gelöst werden, aber die Kantone haben sie zu berücksichtigen, wenn sie die 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Rahmen der Umsetzung von RPG 
2 überprüfen.

Diese Bestimmungen treten am 1. Juli 2026 in Kraft, um den Kantonen Zeit für die 
notwendigen Vorarbeiten zu geben.

2.6 Umsetzung der parlamentarischen Initiative Bregy 20.492

Die Vorlage enthält ferner mit Artikel 19a eine Anpassung zur Umsetzung der parla-
mentarischen Initiative 20.492 von Nationalrat Bregy («Vision und Strategie zu den 
Grundlagen der Raum- und Infrastrukturentwicklung. Dem Parlament verbindlich vor-
legen!»). Die Regelung sieht vor, dass der Bundesrat der Bundesversammlung die 
sogenannten Konzept- und Programmteile eines Sachplans jeweils zur Stellung-
nahme vorlegt. Die Bundesversammlung kann dann entscheiden, ob sie dazu Stel-
lung nehmen möchte. Eine allfällige Stellungnahme der zuständigen Kommission 
muss der Bundesrat bei seinem Entscheid über diese Planteile berücksichtigen. Er 
kann auch davon abweichen, muss die Kommission dann aber darüber informieren 
und die Abweichungen begründen.

Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

3 Auswirkungen

3.1 Auswirkungen auf den Bund

Aus RPG 2 und den entsprechenden Ausführungsbestimmungen ergeben sich für die 
Kantone neue Planungsaufgaben. Bei deren Umsetzung werden sie auf die Beratung 

1 Vgl. beispielsweise Urteil des Verwaltungsgerichts Bern 100.2024.124U vom 28. April 2025.
2 Vgl. beispielsweise Urteil des Verwaltungsgerichts Tessin 52.2021.438 vom 26. Oktober 2021.

https://object.gever.admin.ch/web/?ObjectToOpenID=%24ActaNovaDocument%7cB9C28A36-2DAA-468A-A88E-1409B601CCFC&TenantID=101&OpenContentOfProperty=ActiveContent
https://object.gever.admin.ch/web/?ObjectToOpenID=%24ActaNovaDocument%7CF86E1197-1949-4282-9110-E50AAC5220C4&TenantID=101&OpenContentOfProperty=UnifiedIDocument
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und Unterstützung durch den Bund angewiesen sein. Dies gilt insbesondere bezüg-
lich der im kantonalen Richtplan umzusetzenden Stabilisierungsstrategie. Aber auch 
beim neuen Planungsinstrument des Gebietsansatzes wird eine Beratung durch den 
Bund nötig sein. Zu den genannten Beratungs- und Unterstützungsleistungen des 
Bundes kommen bei beiden Planungen die Leistungen hinzu, die im Rahmen der 
Prüfung und Genehmigung der entsprechenden Richtplananpassungen zu erbringen 
sind. Darüber hinaus wird der Bund die Kantone bei der ihnen übertragenen Datener-
hebung im Hinblick auf die Erreichung des Stabilisierungsziels beraten und unterstüt-
zen. 

Finanzielle Auswirkungen auf den Bund werden dann entstehen, wenn er Beiträge an 
die von den Kantonen auszurichtende Abbruchprämie leistet. Allerdings handelt es 
sich dabei um einen fakultativen Beitrag, der auch unterbleiben kann, wenn dem 
Bund die entsprechenden Mittel fehlen.

3.2 Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden

Für die Kantone ergeben sich insbesondere im Zusammenhang mit den neu vorgese-
henen Stabilisierungszielen für Gebäude (Art 1 Abs. 2 Bst. bter RPG) und versiegelte 
Flächen (Art. 1 Abs. 2 Bst bquater RPG) neue Aufgaben: Sie müssen eine Stabilisie-
rungsstrategie erarbeiten, diese im kantonalen Richtplan festlegen und sie gegebe-
nenfalls mit ergänzenden Instrumenten umsetzen. Zudem müssen sie die entspre-
chenden Daten der baulichen Entwicklung erheben und nachführen sowie dem Bund 
periodisch Bericht erstatten. Erhebliche finanzielle Auswirkungen für die Kantone er-
geben sich aus der neu vorgesehenen Abbruchprämie, die in erster Linie von den 
Kantonen zu tragen ist (Art. 5a Abs. 2 RPG). Zwar ist vorgesehen, die Prämie primär 
aus den Erträgen der Mehrwertabgabe zu finanzieren, jedoch wird bei Fehlen hinrei-
chender Erträge aus dieser Quelle auf allgemeine Finanzmittel zurückgegriffen wer-
den müssen. Den Kantonen steht es jedoch frei, zur Finanzierung der Abbruchprämie 
eine Sonderfinanzierung vorzusehen, was allerdings mit einem entsprechenden Re-
gelungsbedarf verbunden ist. 

Aus den in Artikel 25 Absätze 3 und 4 RPG präzisierten baupolizeilichen Bestimmun-
gen beim Bauen ausserhalb der Bauzonen kann sich für die Kantone zudem ein Re-
gelungsbedarf ergeben. Die Kantone haben gegebenenfalls die für die Wahrnehmung 
der genannten Aufgaben neu zuständigen kantonalen Behörden zu bezeichnen. Zu-
dem haben sie dafür zu sorgen, dass die Aufträge nach Artikel 43b umgesetzt wer-
den. Diese zielen darauf ab, die baupolizeilichen Verfahren möglichst effizient auszu-
gestalten. Weiter sind die zuständigen Behörden mit den nötigen Entscheidungskom-
petenzen und Ressourcen auszustatten (Art. 43b Abs. 2).

Möchten Kantone und Gemeinden das Planungsinstrument des Gebietsansatzes nut-
zen, ist dies mit einem entsprechenden Planungs- und Umsetzungsaufwand verbun-
den. Zunächst sind im kantonalen Richtplan die erforderlichen Grundlagen zu schaf-
fen (Art. 8c RPG). Im Nutzungsplanungsverfahren, für das meistens die Gemeinden 
zuständig sind, sind zudem entsprechende Nichtbauzonen mit zu kompensierenden 
Nutzungen (Art. 18bis RPG) festzulegen. Im Bewilligungsverfahren ist zu überprüfen 
und sicherzustellen, dass die zu kompensierenden Nutzungen mit den erforderlichen 
Kompensations- und Aufwertungsmassnahmen verknüpft werden und dies im Hin-
blick auf die Ziele und Grundsätze der Raumplanung zu einer Verbesserung der Ge-
samtsituation im betreffenden Gebiet und in der Summe zu einer Verbesserung 
der Siedlungsstruktur, der Landschaft, der Baukultur, des Kulturlands und der 
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Biodiversität führt. Zu beachten ist, dass eine Richtplananpassung voraussetzt, dass 
im betreffenden Kanton eine genehmigte Stabilisierungsstrategie vorliegt (Art. 38b 
Abs. 2 RPG).

3.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft, Gesellschaft und Umwelt

Der Gebietsansatz ist ein neues Planungsinstrument, das es ermöglicht, den Beson-
derheiten der Kantone und Regionen beim Bauen ausserhalb der Bauzonen besser 
Rechnung zu tragen. Dies kann insbesondere in ländlichen Räumen und im Bergge-
biet zu mehr Handlungsspielraum bei Vorhaben ausserhalb der Bauzonen führen. 
Darüber hinaus tragen die Bestimmungen über Erleichterungen bezüglich Geruchs- 
und Lärmimmissionen aus der Landwirtschaft (Art. 38a) zu besseren Rahmenbedin-
gungen für die Landwirtschaft in der Landwirtschaftszone bei. 

Die Regelungen zum Stabilisierungsziel dämpfen die bauliche Entwicklung ausser-
halb der Bauzonen und verringern dadurch die Beeinträchtigungen von Kulturland, 
Landschaft und Natur. Sie tragen damit zum Schutz der landwirtschaftlichen Produkti-
onsgrundlagen, zur Erhaltung der ökologischen Vielfalt und zur Sicherung landschaft-
licher Qualitäten bei. Zugleich bleibt die Attraktivität des Naherholungsraums erhalten, 
da die Belastung durch neue Bauten begrenzt bleibt. Dies kommt sowohl der ansässi-
gen Bevölkerung als auch dem Tourismus zugute. 

Die Landwirtschaft ist insbesondere vom Stabilisierungsziel betreffend Gebäudezahl 
betroffen, da neue landwirtschaftliche Gebäude diesem Ziel anzurechnen sind und 
damit der verbleibende Entwicklungsspielraum von 2 Prozent (Stichtag: 29. Septem-
ber 2023) reduziert wird. Wird diese Grenze überschritten, unterliegt jedes neue Ge-
bäude ausserhalb der Bauzonen einer Kompensationspflicht. Da landwirtschaftliche 
Bauvorhaben nur in der Landwirtschaftszone möglich sind, wäre die Landwirtschaft 
von einer solchen Pflicht besonders betroffen. Gesetz und Verordnung enthalten je-
doch verschiedene Instrumente, um die Einhaltung der Stabilisierungsziele sicherzu-
stellen und eine Kompensationspflicht zu vermeiden. Zentral ist die Abbruchprämie, 
die Anreize zum Rückbau nicht mehr benötigter Bauten schafft. Weiter können die 
Kantone den durch Rückbauten gewonnenen Spielraum prioritär für Bauvorhaben der 
Landwirtschaft und der öffentlichen Hand reservieren. Insgesamt sind daher durch die 
Stabilisierungsziele keine gravierenden wirtschaftlichen Belastungen für die Landwirt-
schaft zu erwarten.

Andere Unternehmen sind von den Stabilisierungszielen kaum betroffen, da gewerbli-
che Bauten zum grössten Teil innerhalb der Bauzonen liegen. Für bestehende Be-
triebe ausserhalb der Bauzonen gelten bereits heute restriktive Rahmenbedingungen, 
sodass die Errichtung neuer Gebäude ohnehin nicht möglich ist. Geringfügige Ein-
schränkungen können entstehen, wenn das Stabilisierungsziel „Bodenversiegelung“ 
nicht mehr eingehalten ist und ein altrechtlicher Betrieb eine Erweiterung versiegelter 
Flächen – etwa für einen Lagerplatz – durch Kompensationsmassnahmen ausglei-
chen muss.

Mit den vorgesehenen Regelungen zu den erneuerbaren Energien werden zudem die 
Voraussetzungen für eine verstärkte Nutzung dieser umweltfreundlichen Energieträ-
ger verbessert.
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4 Rechtliche Aspekte

4.1 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz

Die vorgeschlagenen Bestimmungen sind mit den internationalen Verpflichtungen der 
Schweiz vereinbar.

4.2 Datenschutz

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine Auswirkungen auf den Datenschutz.

5 Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen

Art. 19a

Diese Bestimmung dient der Umsetzung der parlamentarischen Initiative 20.492 von 
Nationalrat Bregy («Vision und Strategie zu den Grundlagen der Raum- und Infra-
strukturentwicklung. Dem Parlament verbindlich vorlegen!»). Ziel der parlamentari-
schen Initiative ist es, den Einbezug der Bundesversammlung bei der Erarbeitung und 
Anpassung von Sachplänen gemäss Artikel 13 RPG zu stärken. Dieser Einbezug soll 
sich jedoch ausschliesslich auf wichtige strategische Elemente dieser Pläne be-
schränken, d. h. auf die sogenannten Konzept- und Programmteile. Ein Einbezug der 
Bundesversammlung ist bei Objektteilen und Objektblättern nicht erforderlich. Soweit 
die eidgenössischen Räte im Bereich Strasse oder Schiene zu konkreten Infrastruk-
turvorhaben Beschlüsse zu fällen haben, erfolgt dies auf der Basis der Strategischen 
Entwicklungsprogramme.

Die Regelung überlässt es der Bundesversammlung zu entscheiden, zu welchen 
neuen oder aktualisierten Konzept- und Programmteilen eines Sachplans sie konkret 
Stellung nehmen möchte. Absatz 1 sieht deshalb vor, dass der Bundesrat der Bun-
desversammlung diejenigen Konzept- und Programmteile zur Kenntnis bringt, zu de-
nen er ein Anhörungsverfahren nach Artikel 19 RPV einleiten möchte. Es obliegt dann 
der zuständigen Kommission, dem Bundesrat mitzuteilen, ob sie zu einem bestimm-
ten Planungsgeschäft Stellung nehmen will (Abs. 2 Satz 1). Dieser unterbreitet das 
Geschäft nach Durchführung des erwähnten Anhörungsverfahrens der zuständigen 
Kommission und lädt sie ein, innerhalb von drei Monaten dazu Stellung zu nehmen 
(Abs. 2 Satz 2).

Nach Absatz 3 ist die Stellungnahme der Kommission beim Entscheid des Bundes-
rats über den betreffenden Konzept- oder Programmteil des Sachplans zu berück-
sichtigen. Er kann davon abweichen, muss dies jedoch begründen und der Kommis-
sion die Begründung mitteilen.

Art. 25a

In dieser Bestimmung werden allgemeine Präzisierungen zu den gesetzlichen Vorga-
ben zu den Stabilisierungszielen vorgenommen. 

In Absatz 1 wird festgelegt, was als Gebäude im Sinn des Stabilisierungsziels (Art. 1 
Abs. 2 Bst. bter RPG) zu verstehen ist. Dazu wird auf die Definition in Artikel 2 Buch-
stabe b der Verordnung vom 9. Juni 2017 über das eidgenössische Gebäude- und 
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Wohnungsregister (VGWR; SR 431.841) verwiesen. In der hier erläuterten Bestim-
mung wird allerdings ausdrücklich eine Mindestfläche von 6 m2 für Gebäude festge-
legt, die sich an den Merkmalskatalog Eidgenössisches Gebäude- und Wohnungsre-
gister (aktuelle Version 4.2, wird laufend aktualisiert) anlehnt.

Absatz 2 legt fest, wie die «ganzjährig bewirtschafteten Landwirtschaftszonen nach 
Artikel 16» abzugrenzen sind, wo also das Stabilisierungsziel für die Bodenversiege-
lung gilt. Ausgeschlossen vom örtlichen Geltungsbereich ist demnach das Sömme-
rungsgebiet gemäss dem Geobasisdatensatz nach Artikel 5 der Landwirtschaftlichen 
Zonen-Verordnung vom 7. Dezember 1998 (SR 912.1). Es umfasst alle Gebiete, die 
wegen ihrer Lage höchstens temporär landwirtschaftlich bewirtschaftet werden oder 
ganz unproduktiv sind. Daraus ergibt sich ein örtlicher Geltungsbereich des Stabilisie-
rungsziels für die Bodenversiegelung, für den eine stabile Geodatengrundlage be-
steht.

Der Landwirtschaft gleichgestellt ist im Bereich der Stabilisierungsziele der Wald. Auf-
grund des im Grundsatz dynamischen Waldbegriffs (Art. 2 und 10 des Waldgesetzes 
vom 4. Oktober 1991 [WaG; SR 921.0]) wäre es schwierig, den Wald stabil von den 
übrigen Nichtbauzonen abzugrenzen und ihn (nur in Bezug auf die Versiegelungen; 
bei den Gebäuden deckt der örtliche Geltungsbereich ohnehin das ganze Nichtbau-
gebiet ab) ausserhalb des Sömmerungsgebiets vom örtlichen Geltungsbereich auszu-
nehmen. Das heisst aber auch, dass forstwirtschaftlich bedingte Versiegelungen 
gleichbehandelt werden wie die landwirtschaftlichen, also nach Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe bquater nicht berücksichtigt werden müssen.3 Hinzu kommt, dass bei einem 
Ausschluss des Waldes auch der Referenzwert Versiegelung im Anhang zur RPV für 
die einzelnen Kantone deutlich tiefer ausfallen würde, sodass das Stabilisierungsziel 
Versiegelungen rascher erreicht und überschritten würde (s. Art. 25b). Dies hätte zur 
Folge, dass sich Kantone, die sich der Grenze des Stabilisierungsziels Versiegelung 
annähern, zusätzlichen Spielraum verschaffen können, wenn versiegelte Flächen 
wieder zu bestockten Flächen gemacht werden. Der Bund könnte den Referenzwert 
«Versiegelung» für die einzelnen Kantone zudem dann nicht festlegen, wenn es den 
Kantonen überlassen bliebe, ob sie den Wald vom örtlichen Geltungsbereich des Sta-
bilisierungsziels «Versiegelung» ausnehmen wollen.

In Absatz 3 wird präzisiert, was als Bodenversiegelung im Sinn von Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe bquater RPG zu verstehen ist. Der Begriff legt nahe und die Entstehungsge-
schichte bestätigt, dass das Kriterium der Wasserdurchlässigkeit im Vordergrund 
steht. Insbesondere Mergel- und Kiesbeläge sind in der beispielhaften Aufzählung be-
wusst nicht aufgeführt, da es sich dabei zwar um befestigte Flächen gemäss Daten 
der amtlichen Vermessung (Bodenbedeckung) handelt, diese aber wasserdurchlässig 
sind. Allerdings ist nicht die Oberfläche allein massgebend: Ist der Untergrund einer 
mit Kies oder Mergel versehenen Oberfläche baulich wasserundurchlässig ausge-
führt, gilt die entsprechende Fläche trotzdem als versiegelt.

Art. 25b

Diese Bestimmung präzisiert, unter welchen Voraussetzungen die Stabilisierungsziele 
noch als eingehalten gelten. Ziel ist es, die Grenze so zu ziehen, dass der Saldo in 
der Veränderungsbilanz (der Gebäude einerseits und der anrechenbaren Versiege-

3 Die Vereinbarkeit dieser Interpretation von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe bquater wird in einem separaten Do-
kument aufgezeigt, das beim ARE angefordert werden kann.
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lungen andererseits) nicht mehr als 2 Prozent des Referenzwerts betragen darf. Refe-
renzwert ist der jeweilige Wert (Gebäude einerseits, Versiegelungen andererseits) 
zum Referenzzeitpunkt (29. September 2023).

Bezüglich der Gebäudeanzahl wird auf die Bodenbedeckung der Daten der amtli­
chen Vermessung abgestellt, in der die Gebäude eine eigene Kategorie bilden. Diese 
Informationen werden mit jenen des eidgenössische Gebäude- und Wohnungsregis-
ter abgeglichen, sind insgesamt aber aktueller, was die Daten von 2023 betrifft. In 
den Kantonen Tessin und Wallis ist die Amtliche Vermessung ausserhalb der Bauzo-
nen noch nicht durchgängig verfügbar. In den Gemeinden mit fehlenden Daten wurde 
daher zur Ermittlung der Gebäudeanzahl auf das Topografische Landschaftsmodell 
(TLM) von swisstopo abgestellt.

In der Vernehmlassungsvorlage war vorgesehen, auch für den Referenzwert der Ver­
siegelungen auf die Bodenbedeckung der Daten der amtlichen Vermessung abzu-
stellen. Dies wurde stark kritisiert, weil dort:
- grosse Unterschiede in der Art der Umsetzung in den Kantonen festzustellen sind;
- nicht zwischen befestigten und versiegelten Flächen unterschieden wird; und
- aufgrund dieser Daten nicht feststellbar ist, ob eine versiegelte Fläche einer Nutzung 
diente, die nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe bquater oder Artikel 8d Absatz 2 RPG 
nicht zu berücksichtigen ist.

Insbesondere die Kantone haben gefordert, dass der Referenzwert aufgrund einer 
Datenbasis berechnet werden soll, die schweizweit möglichst einheitlich ist. Dazu bie-
tet sich als Basis die Arealstatistik an, wobei die Auswertung mit weiteren Datensät-
zen zu verfeinern ist.4 

Die Arealstatistik arbeitet mit der Methode von Probepunkten. Verwendet wird ein 
Probepunkt pro Hektare. Um damit eine Bilanz der Veränderungen führen zu können, 
wäre dies viel zu ungenau. Aber als Basis für den Stand der versiegelten Flächen 
zum Referenzzeitpunkt erscheint es die bestmögliche Datengrundlage und als genau 
genug, um auf dieser Basis die Grenzen der künftigen Veränderungsmöglichkeiten 
festzulegen. 

Gesetzestechnisch können entweder die Berechnungsmethode in der Verordnung 
verankert oder aber die massgebenden Grenzwerte direkt in der Verordnung festge-
halten werden. Der zweitgenannte Ansatz verschafft grössere Rechtssicherheit und 
Transparenz, weshalb er gewählt wurde. Die Berechnung als solche ist bloss noch 
nachvollziehbare Begründung dafür, weshalb die Grenzen so festgelegt wurden.

Vor dem Hintergrund dieser einleitenden Bemerkungen sprechen die Absätze 1 und 2 
weitgehend für sich und seien anhand des ersten Zahlenwerts im Anhang 1 illustriert: 
Der Kanton Zürich hält das Stabilisierungsziel für die Gebäude dann ein, wenn die Bi-
lanz der Veränderungen der massgeblichen Gebäudezahl ausserhalb der Bauzonen 
seit dem 29. September 2023 den Wert von 0,02 x 40 807 nicht überschreitet, also 
nicht höher liegt als 816.

Absatz 3 nimmt darauf Rücksicht, dass in verschiedenen Kantonen grössere Gebiete, 
die gemäss Bauzonenstatistik Schweiz 2022 noch als Bauzonen behandelt wurden, 
inzwischen oder in Bälde als Nichtbauzonen angesehen werden (so insbesondere im 

4 Die Methode der Berechnung ist genau beschrieben im Dokument Stabilisierungsziele, Berechnung Refe­
renzwerte (Stand 14.3.2025).PDF.

https://object.gever.admin.ch/web/?ObjectToOpenID=%24IncomingEmailAttachmentDocument%7cEEEDB267-84C8-4EDA-9171-738E0131E516&TenantID=101&OpenContentOfProperty=UnifiedIDocument
https://object.gever.admin.ch/web/?ObjectToOpenID=%24IncomingEmailAttachmentDocument%7cEEEDB267-84C8-4EDA-9171-738E0131E516&TenantID=101&OpenContentOfProperty=UnifiedIDocument
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Kontext von Weilerzonen oder von Rückzonungen überdimensionierter Bauzonen, 
beides Anpassungen an 2023 bereits geltendes Recht). Wird in solchen Kantonen auf 
die Bauzonenabgrenzung 2022 abgestellt, können die Zahlen im Anhang 1 zur RPV 
markant tiefer ausfallen, als wenn auf die eigentlich bundesrechtskonforme Bauzo-
nenabgrenzung abgestellt würde. Absatz 3 korrigiert diese Unschönheit. Er sieht vor, 
dass die Berechnungen (in Form von Geoanalysen), die zu den Zahlen im Anhang 1 
geführt haben, 2032 erneut durchgeführt werden. Sämtliche Berechnungsgrundlagen 
bleiben identisch, ausser die Abgrenzung der Bauzonen, mit der die anderen Berech-
nungsgrundlagen verschnitten werden. Für diese Abgrenzung werden die Bauzonen-
grenzen der Bauzonenstatistik Schweiz 2032 (es handelt sich dabei um die über-
nächste Erhebung; vgl. Anhang 1 zur Bundesstatistikverordnung vom 30. April 2025 
[BStatV; SR 431.011], Ziff. 07.08) verwendet werden.

Allerdings sollen die Kantone darauf vertrauen dürfen, dass ihre Spielräume nicht 
kleiner werden als sich dies aus den Zahlen im Anhang 1 ergibt. Nur dort, wo grös-
sere Spielräume (also höhere Zahlen) resultieren, wird der Bundesrat Anhang 1 ent-
sprechend anpassen. Faktisch bedeutet dies, das gewisse Kantone 2032 nochmals 
etwas höhere Entwicklungsspielräume erhalten werden. In welchem Ausmass dies 
der Fall sein wird, können sie bereits vorher aufgrund der auch bei ihnen verfügbaren 
Daten abschätzen. Da die Kantone ohnehin haushälterisch mit ihren Spielräumen 
umgehen müssen und bis 2032 nicht bereits alle ausgeschöpft haben sollten, entsteht 
ihnen daraus kein Nachteil, wenn ihre Spielräume 2032 aufgrund dieser Regelung 
nochmals etwas höher werden.

Art. 25c

Im Vernehmlassungsentwurf war noch vorgesehen, für die Art der Bilanzierung detail-
lierte Vorgaben zu machen. Aufgrund der Rückmeldungen - insbesondere von den 
Kantonen - wird nur noch das minimal notwendige Ergebnis dieser Bilanzierung fest-
gehalten. Die Kantone können nun die Bilanzierungsmethode frei wählen: Sie können 
im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens gewonnene Geodaten verwenden oder 
sich mit der strukturierten Erfassung der erteilten Baubewilligungen in Tabellenform 
begnügen. Das Arbeiten mit Geodaten dürfte im Endergebnis die effizienteste Art 
sein, diese Bilanzierung vorzunehmen. Dies soll aber nicht zur Pflicht gemacht wer-
den. Jeder Kanton wird selbst zu entscheiden haben, wie er diese Aufgabe erfüllen 
will, um bei Bedarf Kenntnis über den Stand der Saldi zu haben und darüber Auskunft 
geben zu können.5

Absatz 1 stellt in diesem Sinn klar, dass eine solche Bilanzierungspflicht besteht und 
dass entsprechende Informationen für die Bilanz zu erheben sind. 

Als hinzugekommen sind in dieser Bilanz insbesondere aufzuführen:
 Gebäude und Versiegelungen, die aufgrund einer Bewilligung errichtet wurden, die 

nach dem Referenzdatum rechtskräftig geworden ist;

5 So muss insbesondere aufgezeigt werden können, dass die Ziele nicht überschritten sind und deren Ein-
haltung nicht gefährdet ist. Je mehr sich die Saldi der Bilanzen den höchstzulässigen Obergrenzen annä-
hern, desto engmaschiger wird der Kanton Zwischenbilanz zu ziehen haben und desto triftiger werden die 
Bedürfnisse der Interessierten und der Öffentlichkeit, aktuelle Kenntnis vom Stand der Entwicklung zu er-
halten. Spätestens bis zum Beschluss über die Richtplananpassung nach Artikel 38b Absatz 1 RPG wird 
das System in diesem Sinn operativ sein müssen.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1993/2100_2100_2100/de
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 Gebäude und Versiegelungen, die nach dem Referenzdatum entstanden sind, ohne 
dass dafür eine Bewilligung vorlag6;

 Zu den Versiegelungen, die nicht angerechnet werden müssen, siehe unten.

Als wegfallend können in dieser Bilanz insbesondere aufgeführt werden:
 Gebäude, die zum Referenzzeitpunkt bereits bestanden und seither beseitigt wur-

den;
 Versiegelungen innerhalb des örtlichen Geltungsbereichs des Stabilisierungsziels 

«Versiegelung», die zum Referenzzeitpunkt bereits bestanden und seither entsie-
gelt wurden. Entsiegelt bedeutet dabei in der Regel, dass der Boden rekultiviert 
wird, also die am betreffenden Standort übliche Oberfläche unbebauter, natürlicher 
Grundstücke erhält (in der Regel auf die landwirtschaftliche Bewirtschaftung ausge-
richtet, im Kontext des Waldes auch als Waldareal).

All dies gilt nur für Gebäude und Versiegelungen im örtlichen Geltungsbereich des 
entsprechenden Stabilisierungsziels.

Hinzukommende und wegfallende Gebäude und Versiegelungen gehören nicht mehr 
in die Bilanz, wenn sie sich in einem Gebiet befinden, das aus dem örtlichen Gel-
tungsbereich des entsprechenden Stabilisierungsziels herausgefallen ist (insbeson-
dere infolge Einzonung).

Hinzugekommene Versiegelungen müssen so lange nicht in der Bilanz aufgeführt 
sein, als sie als nicht anrechenbar nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben bter und bquater 
RPG oder nach Art. 8d Abs. 2 RPG gelten. Fällt der Zweck dahin, der von der Anre-
chenbarkeit dispensiert hat, sind sie anzurechnen und müssen in der Bilanz erschei-
nen.

Geschützte Gebäude können nicht als wegfallend in der Bilanz erscheinen.

Absatz 2 betrifft die Frage des Umgangs mit versiegelten Flächen, die nicht berück-
sichtigt werden müssen (Art. 1 Abs. 2 Bst. bquater bzw. Art. 8d Abs. 2 zweiter Satz 
RPG).

Soweit es sich um Flächen handelt, die am 29. September 2023 bereits als versiegelt 
bestanden, sind sie für die Bilanz in jedem Fall irrelevant (vgl. Art. 25c Abs. 3). Wenn 
solche Flächen später rekultiviert werden, fliessen sie als negative Werte in die Bilanz 
ein, verschaffen dem Kanton also zusätzliche Spielräume.

Versiegelungen, die nach dem 29. September 2023 hinzukommen, sind für die Bilanz 
entweder bereits relevant oder können es später werden: Fallen sie unter einen der 
Tatbestände der Nichtanrechenbarkeit (Art. 1 Abs. 2 Bst. bquater bzw. Art. 8d Abs. 2 
zweiter Satz RPG), so haben sie im Moment keinen Einfluss auf die Bilanz, müssen 
dort damit auch nicht erscheinen. Fällt aber später die Zweckbestimmung weg, die 

6 Das Bundesrecht verlangt nicht, dass jede illegale Versiegelung und jedes illegale Gebäude sofort entdeckt 
und in der Bilanz nachgetragen werden kann. Es verlangt aber, dass:
- entdeckte illegale Versiegelungen und Gebäude in die Bilanz einfliessen, wenn sie anrechenbar sind;
- die nach Artikel 25 Absätze 3-5 RPG notwendigen Massnahmen ergriffen werden.
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Grund für die Nichtanrechenbarkeit war, so werden auch diese Flächen künftig anre-
chenbar. Der Kanton muss sich so organisieren, dass er dies gewährleisten kann.7 

Mit Blick auf die auslegungsbedürftige Definition der Bodenversiegelung in Artikel 25a 
Absatz 3 stellt sich die Frage, wer wann wie darüber entscheidet, ob eine Fläche in 
diesem Sinn als versiegelt gilt oder nicht.

Die Frage kann sich stellen für bestehende Flächen einerseits (war eine Fläche, die 
gemäss Baugesuch mit einem Asphaltbelag versehen werden soll, bereits versiegelt 
im Sinn von Art. 25a Abs. 3?) und für neue Flächen andererseits (gilt die Bodenbefes-
tigung, die gemäss Baubewilligung zulässig sein soll, als versiegelt im Sinn von Art. 
25a Abs. 3?). Und schliesslich stellt sich die Frage, ob die Bodenbefestigung, wie sie 
ausgeführt wurde, als versiegelt oder als unversiegelt zu gelten hat.

Dabei ist ein Gleichgewicht zu finden zwischen der Vollzugsautonomie der Kantone 
einerseits und dem Bedürfnis einer Gleichbehandlung der Kantone durch den Bund. 
Vollzugsempfehlungen von Bund und Kantonen, in denen für die wichtigsten in der 
Praxis vorkommenden Arten des Bodenaufbaus festgelegt wird, ob sie als versiegelt 
oder als unversiegelt gelten, könnten einen wichtigen Beitrag leisten. 

Solange keine solchen Vorgaben bestehen, werden sich die Kantone daran herantas-
ten müssen. Klare Baubewilligungen helfen, Rechtssicherheit zu schaffen. Werden 
befestigte Flächen bewilligt, so ist die Art der Ausführung (Aufbau, Materialien) festzu-
halten, soweit dies einen Einfluss darauf haben kann, ob die Fläche als versiegelt gilt 
oder nicht. In der Bewilligung ist ebenfalls festzuhalten, welche der bewilligten Flä-
chen als versiegelt im Sinn von Artikel 25a Absatz 3 gelten und welche nicht. Entspre-
chend ist darüber zu entscheiden, ob bzw. wie diese Flächen in der Bilanz nach Arti-
kel 25c aufzuführen sind. Unangefochten werden auch diese Inhalte der Baubewilli-
gungen rechtskräftig. Allerdings sind keine allzu hohen Anforderungen zu stellen an 
spätere Anpassungen an die sich klärende Rechtslage: An ein Rückkommen sollten, 
wie bei anderen Dauerverfügungen, keine allzu hohen Anforderungen gestellt wer-
den. Korrekturen sind beispielsweise dann vorzunehmen, wenn Teile des gleichen 
Grundstücks Veränderungen in der Bilanz nach Artikel 25c nötig machen. 

Die Kehrseite der Befreiung von Versiegelungen für bestimmte Zwecke von der An-
rechnung in der Bilanz ist, dass solche Versiegelungen bei Wegfall der befreiten 
Zweckbestimmung in die Bilanz aufgenommen werden müssen. Absatz 3 stellt klar, 
dass dies nur für Versiegelungen seit dem Referenzzeitpunkt gilt.

Ein Rückbau ist sicher immer dann anzunehmen, wenn eine eigentliche Rekultivie-
rung erfolgt. Eine blosse Entsiegelung kann dann als Beseitigung gutgeschrieben 
werden, wenn die Baute oder Anlage in ihrem neuen Zustand nach wie vor bewilli-
gungsfähig ist. Wird beispielsweise eine asphaltierte Gemeindestrasse, für die nach 
wie vor Bedarf besteht, in den eher flachen Bereichen auf wasserdurchlässigen Mer-
gelbelag zurückgebaut und auf die aktuell notwendige Breite reduziert, kann sowohl 
die (infolge Verschmälerung der Strasse) rekultivierte Fläche als auch die entsiegelte 
restliche Fläche der Bilanz gutgeschrieben werden.

Art. 25d

7 Eine praktisch einfache Möglichkeit könnte sein, diese Flächen im System, mit dem die Bilanzie-
rung bewirtschaftet wird, einzutragen, aber mit einem Attribut zum entsprechenden Eintrag zu 
bewirken, dass der Eintrag unberücksichtigt bleibt, solange dieses Attribut erhalten bleibt.
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Die Erreichung der Stabilisierungsziele ist periodisch zu überprüfen und die entspre-
chenden Richtplaninhalte sind gegebenenfalls anzupassen. Ergibt die Überprüfung 
eine Verfehlung der Stabilisierungsziele, ordnet der Bundesrat die sinngemässe An-
wendung von Artikel 38b RPG an (Art. 8d Abs. 3 und 4 RPG).

Das geltende Recht enthält bereits ähnliche Aufträge zu Überprüfung, Monitoring und 
Berichterstattung. 

 Artikel 9 Absätze 2 und 3 RPG regeln bereits die Überprüfung der Richtpläne. Arti-
kel 9 Absatz 1 RPV bestimmt, dass die Kantone das ARE mindestens alle vier 
Jahre über den Stand der Richtplanung, über deren Umsetzung und über wesentli-
che Änderungen der Grundlagen orientieren.

 Gemäss Artikel 5a Absatz 3 Buchstaben a RPV erteilen die Kantone im Richtplan 
die Aufträge, die nötig sind, um die Grösse und Lage der Bauzonen periodisch zu 
überprüfen und die notwendigen Massnahmen zu treffen.

 Gemäss Artikel 45 RPV überprüft das ARE, wie sich die Anwendung der Bestim-
mungen über das Bauen ausserhalb der Bauzonen auf die räumliche Entwicklung 
und die Landschaft auswirkt. Die Kantone erteilen ihm die zu diesem Zweck erfor-
derlichen Auskünfte.

Darauf abgestimmt verlangt nun Absatz 1 die periodische Überprüfung der Stabilisie-
rungsziele mindestens alle vier Jahre im Rahmen der Berichterstattung nach Artikel 9 
Absatz 1. Je akuter die Stabilisierungsziele in einem Kanton gefährdet sein sollten, 
desto wichtiger ist es, dass er die Entwicklung engmaschig verfolgt. Sollte die Ent-
wicklung negativer als erwartet erfolgen, wird in jedem Fall empfohlen, das ARE auf 
dem Laufenden zu halten und sich mit ihm abzusprechen.

Gemäss Absatz 2 ist der Richtplan innert fünf Jahren erneut an die Anforderungen 
von Artikel 8d RPG anzupassen, wenn die Einhaltung der Stabilisierungsziele gefähr-
det ist. Dies ist ohne Weiteres dann der Fall, wenn Schwellen überschritten werden, 
die im Rahmen der Richtplangenehmigung dafür festgelegt wurden. Ansonsten ver-
ständigen sich Bund und Kanton darüber, ob die Voraussetzungen von Absatz 2 er-
füllt sind und wann die Frist zu laufen beginnt oder zu laufen begonnen hat. Können 
sie sich nicht einigen, entscheidet der Bundesrat.

Absatz 3 stellt klar, dass bei ungenutztem Ablauf der Frist nach Absatz 2 die gleiche 
Rechtslage gilt wie bei ungenutztem Ablauf der Frist nach Artikel 38b Absatz 1 RPG. 

Sollte (mindestens) eines der Stabilisierungsziele bereits nicht mehr eingehalten sein, 
bevor die Frist nach Absatz 2 abgelaufen ist, tritt zudem die Kompensationspflicht 
nach Artikel 25e Absatz 2 oder 3 ein (je nach Stabilisierungsziel, das nicht eingehal-
ten ist). 

Art. 25e

Geklärt wird hier die Frage, was es bedeutet, wenn gemäss Artikel 38b Absatz 3 RPG 
«jedes weitere neue Gebäude … kompensationspflichtig» ist bzw. wenn der Bundes-
rat die sinngemässe Anwendung von Artikel 38b RPG anordnet.
Im Vernehmlassungsverfahren wurde kritisiert, dass bei Nichteinhaltung des Stabili-
sierungsziels der Versiegelung eine Kompensationspflicht für die Gebäude gelten 
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solle, nicht aber für die Versiegelungen. Es wurde daher geprüft, ob die gesetzliche 
Grundlage Spielraum für eine differenziertere Lösung lässt, auch wenn eine solche 
sich nicht aus dem Wortlaut der Gesetzesbestimmungen ergibt. Viele Hinweise spre-
chen dafür, dass mit einer solchen Lösung dem Willen des Parlaments mindestens so 
gut Rechnung getragen wird, wie mit der Lösung im Vernehmlassungsentwurf. Der 
Umstand, dass in Artikel 8d Absatz 4 von einer sinngemässen Anwendung von Artikel 
38b die Rede ist, spricht zusätzlich dafür, dass der Spielraum, den der Gesetzgeber 
schaffen wollte, damit nicht überschritten ist.
Gemäss der nun vorliegenden Lösung wird unterschieden, ob es an einer Richt-
plangrundlage fehlt, die den gesetzlichen Anforderungen an ein Gesamtkonzept zur 
Erreichung der Stabilisierungsziele genügt (die Rechtsfolgen regelt Art. 25e Abs. 1) 
oder ob eines der Stabilisierungsziele nicht mehr eingehalten ist (die Rechtsfolgen re-
gelt dann Art. 25e Abs. 2 bzw. Abs. 3).
Die Art der Kompensation, die in Artikel 25e geregelt ist, ist abzugrenzen von der 
Kompensation im Rahmen des Gebietsansatzes (Art. 8c und 18bis RPG), jener im Be-
reich der Gast- und Beherbergungsbetriebe gestützt auf Artikel 37a Absatz 2 RPG 
(«andernorts in der gleichen Geländekammer beseitigt») und von proaktiven Kom-
pensationen im Hinblick auf die Einhaltung der Stabilisierungsziele nach Artikel 1 Ab-
satz 2 Buchstaben bter und bquater RPG, die dazu dienen, den Entwicklungsspielraum 
durch möglichst tiefe Saldi in den Bilanzen (Zunahme der Gebäudezahl einerseits, 
Zunahme der versiegelten Fläche andererseits) zu erhalten.

Absatz 1 regelt was gilt, wenn die Frist von Artikel 38b Absatz 1 RPG nicht eingehal-
ten werden konnte und daher Absatz 3 dieser Bestimmung zur Anwendung gelangt. 
Bei der in solchen Fällen notwendigen Kompensation ist Voraussetzung für die Bewil-
ligung eines neuen Gebäudes ausserhalb der Bauzonen die Beseitigung eines recht-
mässig bestehenden Gebäudes ausserhalb der Bauzonen, das eine Grundfläche von 
mindestens 6 m2 aufweisen muss.

Gleiches gilt in den Fällen von Artikel 25d Absatz 3.

Die Absätze 2 und 3 regeln die Fälle, in denen mindestens eines der Stabilisierungs-
ziele verfehlt wird (Art. 25b präzisiert, wann dies der Fall ist). Es handelt sich um 
einen Anwendungsbereich der sinngemässen Anwendung von Artikel 38b RPG, wie 
sie in Artikel 8d Absatz 4 RPG geregelt ist. 

Beim Verfehlen des Stabilisierungsziels für Gebäude (Abs. 2) gelten die gleichen 
Kompensationsregeln wie in Absatz 1. 

Wird jedoch (nur) das Stabilisierungsziel Versiegelung verfehlt, so sollen nicht Ge-
bäude, sondern Versiegelungen kompensationspflichtig sein (so Abs. 3). Auch hier 
sollen für die Frage, ob ein Objekt zur Kompensation taugt, die gleichen Regeln gel-
ten, wie sie für die Anrechenbarkeit bei der Beurteilung der Einhaltung des Stabilisie-
rungsziels gelten. Zudem muss sich dieses Objekt im örtlichen Geltungsbereich des 
Stabilisierungsziels Versiegelung befinden (Kantonsgebiet minus Bauzonen minus 
Sömmerungsgebiet).

Damit bei der Aufgabe einer Nutzung, die von der Anrechenbarkeit befreit ist, der 
Saldo des Stabilisierungsziels der Versiegelungen nicht weiter verschlechtert wird, 
gilt: Besteht die Kompensationspflicht nach Artikel 25e Absatz 3, so dürfen neue ver-
siegelte Flächen ohne Kompensation nur dann bewilligt werden, wenn sie nach Ar-
tikel 1 Absatz 2 Buchstabe bquater RPG oder nach Artikel 8d Absatz 2 RPG nicht 
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angerechnet werden müssen und wenn der Kanton befugt ist, bei Wegfall der Zweck­
bestimmung die Rekultivierung zu Lasten der Pflichtigen durchführen zu lassen.

Die Kompensationspflichten nach den Absätzen 1 und 3 können sich kumulieren: 
Wenn die entsprechende Frist nicht eingehalten ist (Absatz 1) und das Stabilisie-
rungsziel Versiegelungen nicht eingehalten ist, müssen sowohl Gebäude als auch 
Versiegelungen kompensiert werden.

Sowohl in Absatz 1 als auch in Absatz 2 stellt sich die Frage, ob Kleinstbauten und ob 
illegale Bauten als Kompensation angerechnet werden können. Gebäude mit einer 
Gebäudefläche von weniger als 6 m2 können nicht als Kompensationsmasse für neue 
Gebäude herangezogen werden. Hingegen kann ihre als Versiegelung geltende Ge-
bäudefläche als Kompensationsmasse für neue Versiegelungen angerechnet werden. 
Bei den illegalen Bauten kann ihre Beseitigung in der Bilanz (Art. 25c) gutgeschrieben 
werden, soweit es sich um Bauten handelt, die vor dem 29. September 2023 erstellt 
wurden. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Rechtmässigkeit ei-
ner Baute letztlich in einem Verfahren festgestellt werden muss und die Kantone nicht 
in der Lage wären, sich durch den Abbruch von Bauten den nötigen Spielraum zu ver-
schaffen, wenn stets noch eine Überprüfung der Rechtmässigkeit von zu beseitigen-
den Bauten erfolgen müsste. Um unnötige Differenzen zwischen der Logik der Bilan-
zierung nach Artikel 25c und der Kompensation nach Artikel 25e zu vermeiden, soll 
dies auch hier im Kontext von Artikel 25e gelten. Faktisch hat dies den Vorteil, dass 
damit einem Kanton, der bereits aufgrund der sanktionsbedingten Kompensation 
nach Artikel 25e stark gefordert ist, der Vollzug von Artikel 25 Absatz 3 RPG erleich-
tert wird. Wenn illegale Bauten (die vor dem 29. September 2023 errichtet wurden) 
als Kompensationsmasse dienen können, dürfte dies die Erfüllung der baupolizeili-
chen Aufgaben deutlich erleichtern.

Absatz 4 stellt klar, dass Kantone, die ihren Richtplan nicht rechtzeitig anpassen oder 
die Stabilisierungsziele nicht mehr einhalten im Anhang 2 zur RPV zu benennen sind. 
Aus dem Eintrag in diesem Anhang muss ersichtlich sein, ob nur die Gebäude, nur 
die Versiegelungen oder beide kompensationspflichtig sind. 

Absatz 5 trägt den Erfahrungen der Kantone aus dem Vollzug Rechnung. Die Erfül-
lung von Bewilligungsauflagen nachträglich einzufordern, ist immer viel aufwendiger, 
als wenn dies vorgängig geschieht. 

Als Grundsatz hat demnach zu gelten, dass mit der Bauausführung erst begonnen 
werden darf, wenn die kompensatorischen Abbrüche und Rekultivierungen erfolgt 
oder zumindest sichergestellt sind.

Sichergestellt ist die Rekultivierung dann, wenn die gemäss Artikel 25 Absätze 2-4 
RPG bezeichnete Behörde über eine vollziehbare Ermächtigung und die notwendigen 
Ressourcen verfügt, um bei Bedarf auf dem Grundstück die notwendigen Massnah-
men auszuführen oder ausführen zu lassen.

Art. 25f

Diese Bestimmung hat einen Zusammenhang mit der Kompensationspflicht, wie sie 
im Kontext der Stabilisierungsziele zur Anwendung gelangen kann, geht thematisch 
aber darüber hinaus. Mit Absatz 1 sollen die Kantone ermuntert werden, sich mit ge-
eigneten Regelungen möglichst grosse Spielräume zu bewahren oder zu schaffen. 
Besonders zu beachten ist dabei, dass es sowohl im Rahmen der Spielräume 
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nach Artikel 25b als auch für den Fall, dass in einem Kanton jedes Gebäude kompen-
siert werden muss, insbesondere für die Landwirtschaft aber auch für die öffentliche 
Hand herausfordernd werden kann, ihren Bedarf letztlich noch decken zu können. Die 
Kantone sollen daher gesetzliche Regelungen treffen können, um vorhandene Flexi-
bilitäten zugunsten bestimmter Verwendungszwecke, insbesondere zugunsten der 
Landwirtschaft und der öffentlichen Hand, zu nutzen. Dies beispielsweise durch re-
striktive Vorgaben für die Bewilligung anderer neuer Gebäude oder durch Mechanis-
men, die der Landwirtschaft privilegierten Zugang zu Kompensationsobjekten ver-
schaffen. Denkbar dürfte beispielsweise sein, in Anwendung von Artikel 27a RPG 
festzulegen, dass gewisse Vorhaben nicht mehr bewilligt werden, wenn die Hälfte des 
dem Kanton nach Artikel 25b Absatz 1 in Verbindung mit den Referenzwerten im An-
hang zustehenden Spielraums ausgeschöpft ist, die Bilanz also 1 Prozent eines der 
Werte im Anhang 1 zur RPV festgelegten Referenzwerte überschreitet. Noch ist nicht 
absehbar, mit welchen Instrumenten diese Möglichkeiten möglichst zielgenau umge-
setzt werden können. Die Praxis wird sich daran herantasten können.

Es dürfte im Vollzug nicht ganz einfach sein sicherzustellen, dass das Kompensati-
onsobjekt nur einmal angerechnet wird. Absatz 2 nimmt auf diesen Umstand Bezug. 
Im Normalfall wird in einem Bauentscheid ein Baugesuch als Ganzes auf seine Bewil-
ligungsfähigkeit geprüft. Die Beseitigung von Bauten oder Bauteilen kann im Rahmen 
der Abwägung, die dabei vorgenommen wird, den Ausschlag für eine Bewilligung ge-
ben. Sind Gesuchstellende der Ansicht, gewisse Abbrüche oder Verbesserungsmass-
nahmen würden quasi auf Vorrat getätigt und seien bei der Beurteilung des im Mo-
ment zu beurteilenden Baugesuchs zu ignorieren, haben sie dies klar zum Ausdruck 
zu bringen und die Erwartungen zu äussern, wann und in welchem Kontext dies künf-
tig angerechnet werden soll. 

Art. 25g

Die Stabilisierungsziele richten sich primär an die Kantone, die weitestgehend für den 
Vollzug verantwortlich sind und die Bewilligungen für die Gebäude und Versiegelun-
gen ausserhalb der Bauzonen erteilen. Allerdings richten sich die Planungsziele ge-
mäss Artikel 1 RPG generell auch an den Bund. Es gibt denn auch Konstellationen, in 
denen solche Bewilligungen durch Bundesbehörden in einem Plangenehmigungsver-
fahren erteilt werden. In Artikel 25g wird daher geregelt, wie solche Gebäude und 
Versiegelungen zu handhaben sind.

Absatz 1 legt im Grundsatz fest, dass die Pläne in solchen Fällen mit der rechtmässi-
gen neuen Situation (bewilligte und entsprechend ausgeführte oder beseitigte Ge-
bäude bzw. bewilligte und entsprechend ausgeführte Versiegelungen oder Entsiege-
lungen ausserhalb der Bauzonen) der zuständigen kantonalen Behörde gemeldet 
werden müssen. Wie diese Meldung genau zu erfolgen hat, wird in den jeweiligen 
Fachverordnungen geregelt. 

Absatz 2 regelt, unter welchen Voraussetzungen die Kantone neue solche Gebäude 
und Versiegelungen, die seit dem Referenzzeitpunkt gestützt auf eine Plangenehmi-
gung des Bundes entstanden sind, in ihrer Bilanz nach Artikel 25c als hinzukommend 
führen müssen. Im Buchstaben a wird festgelegt, dass in der Regel Gebäude und 
Versiegelungen, die der Planungshoheit der Kantone entzogen sind, der kantonalen 
Bilanz nach Artikel 25c nicht belastend angerechnet werden müssen. Die Vorausset-
zung «der Planungshoheit der Kantone entzogen» ist bei allen bundesrechtlichen 
Spezialgesetzen für Plangenehmigungsverfahren erfüllt, in denen folgende Rege-
lung enthalten ist: «Kantonale Bewilligungen und Pläne sind nicht erforderlich». 
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Eine solche Regelung fehlt bloss im Seilbahngesetz. Im Ergebnis heisst dies, dass 
nur im Fall von Plangenehmigungen nach Seilbahngesetz eine Anrechnung an die 
kantonale Bilanz nach Artikel 25c in Frage kommt. Dies jedoch nur, falls nicht der 
Vorbehalt von Buchstabe b erfüllt ist. Seilbahnbedingte neue Gebäude und Versiege-
lungen werden daher regelmässig ebenfalls in der kantonalen Bilanz nach Artikel 25c 
unberücksichtigt bleiben, weil sie als touristisch gelten dürften und oft wohl auch als 
Verkehrsanlagen von mindestens kantonaler Bedeutung anzusehen sein werden.

Voraussetzung für ein Plangenehmigungsverfahren des Bundes ist regelmässig, dass 
die zu beurteilenden Bauten und Anlagen ganz oder mehrheitlich dem spezialrecht-
lich geregelten Zweck dienen (im Kontext von Art. 18 Abs. 1 des Eisenbahngesetzes 
vom 20. Dezember 1957 [EBG; SR 742.101] also «dem Bau und Betrieb einer Eisen-
bahn»). Die Nichtanrechenbarkeit ist dann gegeben, wenn die entsprechenden Ge-
bäude und Versiegelungen unter diese Bestimmung fallen. Gebäude (oder Versiege-
lungen), die im Rahmen eines grösseren Eisenbahnprojekts bewilligt werden, aber 
nicht dem Bau oder Betrieb einer Eisenbahn dienen, sind von der Anrechnung nicht 
befreit. Umgekehrt müssen Gebäude (oder Versiegelungen), die dem Bau oder Be-
trieb einer Eisenbahn dienen, auch dann nicht angerechnet werden, wenn sie im Rah-
men eines mehrheitlich nicht der Eisenbahn dienenden Projekts durch den Kanton 
bewilligt werden.

Beide Dispensationen (diejenige nach Bst. a und auch jene nach Bst. b) fallen dahin, 
wenn die ursprüngliche Nutzung aufgegeben wird, also quasi eine Entwidmung statt-
findet (ergibt sich aus «solange sie bestimmungsgemäss genutzt werden»). Wie in 
Artikel 25c Absätze 2 und 3 gilt dies nur für Gebäude und Versiegelungen, die nach 
dem Referenzzeitpunkt hinzugekommen sind.

Es ist noch darauf hinzuweisen, dass die Kantone von Gebäuden und Versiegelun-
gen, die der Plangenehmigungskompetenz des Bundes unterstehen und zum Refe-
renzzeitpunkt bereits bestanden, allenfalls profitieren können. Werden diese Versie-
gelungen oder Gebäude nämlich nicht mehr benötigt und daher beseitigt, kann der 
Kanton sie in seiner Bilanz ebenfalls als weggefallen vermerken, was den Spielraum 
des Kantons erhöht.

Auch in jenen Fällen, in denen in einem bundesrechtlichen Plangenehmigungsverfah-
ren bewilligte Gebäude oder Flächen beim Kanton im Moment nicht in die Bilanz ein-
fliessen müssen, muss er darüber orientiert sein (s. dazu oben, Erläuterungen zu 
Abs. 1).
Absatz 3 regelt, was zu geschehen hat, wenn die vom Bund im Rahmen eines Plan-
genehmigungsverfahrens bewilligte Zweckbestimmung von Gebäuden oder versiegel-
ten Flächen aufgegeben wird. In diesem Fall haben die zuständigen Behörden für die 
Durchsetzung einer gegebenenfalls bestehenden Beseitigungspflicht zu sorgen. Be-
seitigungspflichten können sich aus dem Bundesrecht oder aus dem kantonalen 
Recht ergeben. Ein Beispiel für eine bundesrechtliche Beseitigungspflicht ist Artikel 
32b des Rohrleitungsgesetzes vom 4. Oktober 1963 (RLG; SR 746.1). Danach ist 
eine Rohrleitungsanlage auf Kosten der Unternehmung zu beseitigen, wenn der Be-
trieb der Anlage endgültig eingestellt wird. Das BFE ist zuständig für die Anordnung 
der notwendigen Massnahmen und für die Überwachung deren Ausführung (Art. 29 
Abs. 3 der Rohrleitungsverordnung vom 26. Juni 2019 [RLV; SR 746.11]).
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Art. 32bis

Der Bundesgesetzgeber hat eine Regelung in das Raumplanungsgesetz aufgenom-
men, die auf sämtliche Infrastrukturanlagen (so beispielsweise Eisenbahntrassees, 
Staumauern, Seilbahnanlagen, Strassen) anwendbar ist: Solche Anlagen sind soweit 
möglich zu bündeln (siehe erster Satz von Art. 24bis Abs. 1 RPG). Dieser Planungs-
grundsatz dient der haushälterischen Nutzung des Bodens (siehe Art. 75 Abs. 1 BV; 
Art. 1 Abs. 1 RPG). 

In Artikel 32bis Absatz 1 wird der Grundsatz der Bündelung von Infrastrukturanlagen 
näher ausgeführt. Unter «Bündelung von Infrastrukturanlagen» ist insbesondere die 
Zusammenlegung von linearen Anlagen (Strassen und Stromleitungen) oder von An-
lagen zu verstehen, die sich an einem Ort konzentrieren (z. B. Depotanlagen für Ei-
senbahnen mit Solaranlagen). Lineare Anlagen können auch mit Anlagen, die sich an 
einem Ort konzentrieren, gebündelt werden (beispielsweise Lärmschutzwände mit 
Solaranlagen).

Weiter enthält Absatz 1 den Planungsgrundsatz, dass Infrastrukturanlagen an mög-
lichst unempfindlichen Standorten vorzusehen sind. Dabei kommen zunächst einmal 
Standorte innerhalb der Bauzonen infrage, die eine entsprechende Nutzung erlauben. 
Erst wenn sich kein Standort innerhalb der Bauzonen finden lässt, ist mit einer Eva-
luation von Alternativen und Varianten zu prüfen (siehe Art. 2 Abs. 1 Bst. b RPV), ob 
ausserhalb der Bauzonen ein Standort zu finden ist, der insbesondere die Schutzin-
teressen im Einzelfall so wenig wie möglich beeinträchtigt. Dies gilt auch für zu bün-
delnde Anlagen: Führt beispielsweise eine Hochspannungsleitung als Freileitung 
durch ein Gebiet, das ein Schutzobjekt eines Inventars nach dem Bundesgesetz vom 
1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451) darstellt, oder sind 
aufgrund dieser Freileitung andere schützenswerte Interessen (z. B. solche aus den 
Bereichen Tourismus oder Naherholung) betroffen, so sollte davon abgesehen wer-
den, andere Freileitungen auch dorthin zu verlegen, solange keine weiteren Gründe 
für diesen Standort sprechen. Anzustreben ist zwar eine Bündelung, dies aber nach 
Möglichkeit an einem wenig empfindlichen Standort.

Gemäss dem zweiten Satz von Absatz 1 ist bei der Bündelung von Infrastrukturanla-
gen das Kulturland zu schonen. Dies gilt generell für das Kulturland und insbesondere 
für die Fruchtfolgeflächen. Nur bei begründetem Bedarf und nach durchgeführter 
Standortevaluation mit umfassender Interessenabwägung darf Kulturland bzw. dürfen 
Fruchtfolgeflächen verbraucht werden. Im Rahmen der Interessenabwägung sind 
selbstverständlich auch andere, im konkreten Einzelfall relevante Interessen zu be-
rücksichtigen, wie z. B. Interessen des Naturschutzes.

In seiner Eigenschaft als Planungsgrundsatz kann Artikel 24bis Absatz 1 RPG nicht 
als Tatbestand für die Erteilung einer Baubewilligung dienen. Für die hier in Betracht 
kommenden Infrastrukturanlagen bedarf es daher jeweils einer eigenen Bewilligungs-
grundlage (z. B. Art. 24 RPG).

Absatz 2 weist ebenfalls im Sinne eines Planungsgrundsatzes darauf hin, dass be-
reits bei der Planung einer Infrastrukturanlage zu prüfen ist, wie dem Anliegen der 
Bündelung Rechnung getragen werden kann. Für eine neue Infrastrukturanlage soll 
daher, wenn immer möglich, ein Standort gewählt werden, der auch für eine zusätzli-
che zukünftige Nutzung Vorteile aufweisen könnte. Die Prüfung, ob Infrastrukturanla-
gen mit anderen Nutzungen verbunden werden könnten, erfolgt in der Regel im 
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Rahmen der Planung des Vorhabens durch die Planungsbehörden. Das Ergebnis die-
ser Prüfung ist zu dokumentieren.

Art. 32abis

Die Regelungen für bewilligungsfreie Solaranlagen an Fassaden folgen dem Muster 
der Regelungen für bewilligungsfreie Solaranlagen auf Dächern. Solche Solaranlagen 
bedürfen keiner Baubewilligung und können einem Meldeverfahren unterstellt wer-
den, soweit sie als an Fassaden genügend angepasst gelten (siehe Art. 18a Abs. 1 
zweiter Satz RPG). Präzisiert wird in Artikel 32abis, unter welchen Voraussetzungen 
eine genügende Anpassung vorliegt. Ergänzend anwendbar bleiben die übrigen Be-
stimmungen von Artikel 18a RPG sowie von Artikel 32b RPV in Verbindung mit Arti-
kel 18a Absatz 3 RPG betreffend Solaranlagen auf Kultur- und Naturdenkmälern von 
kantonaler oder nationaler Bedeutung. Gebäude unterscheiden sich aufgrund ihrer 
Fassaden oft viel deutlicher voneinander als aufgrund ihrer Dächer. Die Vielfalt der 
Fassaden macht es anspruchsvoll festzulegen, wann eine Solaranlage von Bundes-
rechts wegen als «genügend angepasst» gilt und damit bewilligungsfrei ist. Die vom 
Bundesrecht vorgegebenen Voraussetzungen für die Bewilligungsfreiheit von Solar-
anlagen an Fassaden sollen in der Raumplanungsverordnung im Sinn der Rechts- 
und Planungssicherheit möglichst konkret formuliert sein. Dem oder der Rechtsan-
wendenden soll es damit ermöglicht werden, anhand dieser Bestimmungen zu ent-
scheiden, ob eine geplante Solaranlage bewilligungs- oder nur meldepflichtig ist. Eine 
Solaranlage an einer Fassade ist dann bewilligungsfrei, wenn sie eine der Vorausset-
zungen von Absatz 1 und sämtliche Voraussetzungen von Absatz 2 erfüllt. Ausser-
dem sind die kantonalen Vorgaben gemäss den Absätzen 1 Buchstabe g und 3 zu 
beachten: Einerseits erlaubt Absatz 1 Buchstabe g den Kantonen, weitere Vorausset-
zungen für genügend angepasste Solaranlagen in Bauzonen festzulegen. Die Kan-
tone können damit die Liste nach Absatz 1 ergänzen. Andererseits können die Kan-
tone aber auch mit gebietsbezogenen kantonalen oder kommunalen Gestaltungsvor-
schriften weitergehende Einpassungsanforderungen für Solaranlagen an Fassaden 
vorsehen. Die Nutzung der Sonnenenergie darf damit aber nicht übermässig einge-
schränkt werden (siehe Absatz 3).

Die Anwendung des Meldeverfahrens für Solaranlagen an Fassaden befreit nicht da-
von, dass diese Anlagen materiell-rechtliche Vorschriften, beispielsweise der Umwelt-
gesetzgebung oder des Brandschutzes, einhalten müssen.

Absatz 1 regelt die Fälle, in denen die Solaranlagen an Fassaden als genügend an-
gepasst gelten. Dabei muss mindestens eine der in Buchstaben a bis g erwähnten 
Anforderungen erfüllt sein, damit das Meldeverfahren zur Anwendung kommen kann.

Unter Buchstabe a fallen Solaranlagen, die als eine zusammenhängende kompakte 
rechteckige Fläche angeordnet sind.8 Ebenso sind auch Solaranlagen erfasst, die aus 
mehreren rechteckigen Flächen bestehen; vorausgesetzt ist, dass sich die Flächen in 
gleichmässiger Weise wiederholen. Folglich dürfen sie an der Fassade nicht versetzt 
angeordnet werden und deren Ausrichtung darf nicht variieren. Auch muss der Ab-
stand zwischen den rechteckigen Flächen gleich gross bleiben. Diese Regelung ist 

8 Wenn in dieser Bestimmung Anforderungen an die Geometrie von Solaranlagen gestellt werden, ist immer 
auch zulässig, fehlende Teilflächen dieser Form mit so genannten Blindelementen auszugestalten: Das 
sind Teilflächen, die gleich aussehen wie die Solarmodule, aber nicht solaraktiv ausgerüstet sind, also kei-
nen Strom produzieren.
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etwas strenger als bei den Dächern, da rechteckige Flächen verlangt werden. Diese 
Form ist nötig, um eine harmonische Gestaltung der Fassade sicherzustellen.

Nach Buchstabe b sind Solaranlagen an Fassaden genügend angepasst, wenn sie 
bisher einheitlich gestaltete Fassadenelemente oder Bauteile (z. B. Verkleidungsele-
mente) einheitlich ersetzen. Die früheren Elemente oder Teile werden so durch eine 
neue einheitliche Erscheinung ersetzt. Deren Farbgebung muss dabei nicht beibehal-
ten werden. Fenster können hingegen nicht bewilligungsfrei durch eine Solaranlage 
ersetzt werden, da sie eine wichtige wohnhygienische Funktion erfüllen.

Buchstabe c regelt Anlagen im Giebelbereich: Typischerweise entsteht bei Satteldä-
chern an der Giebelfassade ein Dreieck, das nach oben hin durch die beiden Kanten 
der Übergänge zum Dach begrenzt wird. Wird ein solches Giebeldreieck mit einer So-
laranlage bedeckt, ergibt sich regelmässig eine harmonische optische Erscheinung. 
Unter Umständen müssen zum Giebel hin dreieckige Blindmodule montiert werden. 

Wo eine Solaranlage in weniger harmonische Teilflächen aufgeteilt werden muss, 
kann die optische Harmonie, die für eine genügende Einpassung der Solaranlage not-
wendig ist, auch dadurch erreicht werden, dass die Farbgebung der Solaranlage der 
Farbe der Fassade angepasst wird. Dabei genügt eine möglichst ähnliche Farbge-
bung mit den anschliessenden Fassadenflächen, die nicht mit Solarmodulen abge-
deckt sind, zumal die Wirkung der Farbe materialbedingt variieren kann. Dies wird in 
Buchstabe d geregelt. Rahmen dürfen in einem anderen Material ausgeführt werden, 
müssen aber farblich ebenfalls an die Fassade angepasst sein. 

Buchstabe e ermöglicht die Errichtung bewilligungsfreier Solaranlagen an Fassaden 
von Gebäuden in Arbeitszonen. Der Begriff der Arbeitszone wird im Bundesrecht in 
Artikel 30a Absatz 2 RPV verwendet. Dabei handelt es sich um Zonen, die vorab Flä-
chen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetriebe umfassen (vgl. minimales 
Geodatenmodell, Bereich Nutzungsplanung, Modelldokumentation, Code_HN 12). 
Bei den nach kantonalem Recht ausgeschiedenen Industrie- und Gewerbezonen han-
delt es sich in aller Regel um solche Arbeitszonen. 

Buchstabe f will die Planungsbehörden dazu motivieren, sich bereits im Rahmen der 
Nutzungsplanung mit der Bewilligungsfreiheit von Solaranlagen an Fassaden zu be-
fassen und darüber zu entscheiden, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, da-
mit Solaranlagen als genügend an die Fassade angepasst gelten und damit bewilli-
gungsfrei sind. Es empfiehlt sich dabei, in der Nutzungsplanung gestalterische Vorga-
ben für die Solaranlagen an Fassaden zu formulieren. Solche gestalterischen Vorga-
ben können auch in Sondernutzungsplänen (z. B. in einem Gestaltungsplan je nach 
kantonalem Recht) enthalten sein. 

Buchstabe g sieht eine Delegation an die Kantone vor, weitere Voraussetzungen ge-
nügend angepasster und damit baubewilligungsfreier Solaranlagen an Fassaden in 
einem Erlass zu bezeichnen. Damit kann die Liste von Absatz 1 ergänzt werden. Mit 
Blick auf den Grundsatz der Trennung von Baugebiet und Nichtbaugebiet (Tren-
nungsgrundsatz) gilt diese Möglichkeit jedoch nur für Bauten und Anlagen innerhalb 
der Bauzonen.

Absatz 2 regelt die zusätzlichen Anforderungen, die bei jedem der Anwendungsfälle 
von Absatz 1 erfüllt sein müssen. Diese Anforderungen müssen kumulativ erfüllt sein. 
Das kantonale Recht kann abweichende Regelungen dazu vorsehen.
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Gemäss Buchstabe a dürfen Solaranlagen an Fassaden deren Gliederungs- oder 
Schmuckelemente nicht überdecken. Gliederungs- oder Schmuckelemente sind bei-
spielsweise Fassadenmalereien, Gesimse, Gewänder, Lisenen, Ornamente, Pfeiler, 
Profilierungen oder Sichtfachwerk. 

In Buchstabe b bedeutet das Kriterium «von vorne», dass der Blickwinkel rechtwinklig 
zur Fassade ist, an der die Solaranlage montiert wird.

Buchstabe c lehnt sich an Artikel 32a Absatz 1 Buchstabe a RPV an. Zusätzlich zum 
maximalen Abstand von 20 cm zur Fassade wird auch eine parallele Anordnung der 
Module zur Fassade gefordert. Eine Änderung des Aufstellwinkels der Module ist so-
mit nicht bewilligungsfrei möglich.

Buchstabe d verlangt eine einheitliche Farbgebung und Materialisierung (bzw. Ver-
wendung von Materialien) sowie eine reflexionsarme Ausführung der Solaranlage 
(wie gemäss Art. 32a Abs. 1 Bst. c RPV). Die einheitliche Farbgebung und Materiali-
sierung bezieht sich auf die Solaranlage als solche. Das bedeutet, dass die einzelnen 
Solarmodule und Blindelemente gleich aussehen müssen, um möglichst eine opti-
sche Harmonie der Fassade zu erreichen. Unterschiedliche Materialien sind aber 
nicht ausgeschlossen: Insbesondere Rahmen dürfen in einem anderen Material aus-
geführt sein. Die Farbgebung der Rahmen und der Solarmodule oder Blindelemente 
muss jedoch gleich sein. 

Absatz 3 übernimmt die Idee von Artikel 32a Absatz 2 RPV zu den Solaranlagen auf 
Dächern. Dem Erfordernis, Solaranlagen genügend an die Fassade anzupassen, ist 
jedoch schwieriger nachzukommen als bei den Solaranlagen auf Dächern. Aus die-
sem Grund rechtfertigen sich weitergehende Einpassungsanforderungen von kanto-
nalen oder kommunalen Gestaltungsvorschriften für Solaranlagen an Fassaden als 
dies nach Artikel 32a Absatz 2 RPV für Solaranlagen auf Dächern vorgesehen ist. 

Gemäss Absatz 4 gelten die verfahrensrechtlichen Vorgaben nach Artikel 32a Ab-
satz 3 RPV sinngemäss auch bei bewilligungsfreien Solaranlagen, die an Fassaden 
genügend angepasst sind. Solche Vorhaben sind daher vor Baubeginn der Baubewil-
ligungsbehörde oder einer anderen vom kantonalen Recht für zuständig erklärten Be-
hörde zu melden. Im kantonalen Recht sind zudem die Frist sowie die Pläne und Un-
terlagen festzulegen, die der Meldung beizulegen sind.

Es ist weder verfahrensmässig noch in baulicher Hinsicht effizient, bei Neu- oder Um-
bauten, die ohnehin ein Baubewilligungsverfahren durchlaufen, die Solaranlagen an 
Fassaden auszublenden und stattdessen in einem separaten Meldeverfahren zu be-
handeln. Auch wenn eine Solaranlage an sich zwar bewilligungsfrei erstellt werden 
könnte, ist sie gemäss dem Koordinationsgrundsatz nach Artikel 25a RPG gemein-
sam mit dem bewilligungspflichtigen Teil zu beurteilen und zu bewilligen. Dieser 
Grundsatz gilt sowohl für Dach- als auch für Fassadenanlagen. 

Art. 32c 

Die Bewilligungsfähigkeit von freistehenden Solaranlagen ausserhalb der Bauzonen 
wird neu in Artikel 24ter RPG und Artikel 32d geregelt. In Artikel 32c verbleiben jene 
Solaranlagen ausserhalb der Bauzonen, die nicht freistehend sind, sondern mit Bau-
ten oder Anlagen, die rechtmässig sind und voraussichtlich längerfristig bestehen, op-
tisch eine Einheit bilden. 
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Absatz 1 von Artikel 32c ersetzt den bisherigen Buchstaben a. In der Bestimmung 
wird ausgeführt, unter welchen Voraussetzungen nicht freistehende Solaranlagen mit 
Anschluss ans Stromnetz ausserhalb der Bauzonen standortgebunden sein können. 
Somit ist nicht in jedem Fall davon auszugehen, dass die Anlage standortgebunden 
ist. Vielmehr muss im konkreten Einzelfall im Sinne von Artikel 24 RPG eine Stand-
ortevaluation mit umfassender Interessenabwägung durchgeführt werden, um die 
Standortgebundenheit der Anlage nachzuweisen. Insbesondere in Schutzgebieten 
können die Bewilligungsbehörden nach Durchführung der Interessenabwägung zum 
Schluss gelangen, die Anlage sei am geprüften Ort nicht standortgebunden. 

Solaranlagen bilden mit Bauten oder Anlagen optisch insbesondere dann eine Ein-
heit, wenn sie miteinander verbunden sind oder zusammenhängen. Die Idee hinter 
dieser Regelung ist, dass bestehende Bauten oder Anlagen für die Energieproduktion 
genutzt werden könnten. Beispiele hierfür sind Solaranlagen an Staumauern oder 
Lärmschutzwänden. Soweit sie nicht von der Bewilligungspflicht ausgenommen sind, 
fallen auch Solaranlagen auf Dächern, an Balkonbrüstungen, an Fassaden oder an 
Zäunen ausserhalb der Bauzonen darunter. In Absatz 1 wird ausserdem in Erinne-
rung gerufen, dass die Bauten oder Anlagen, mit denen die nicht freistehenden Solar-
anlagen optisch eine Einheit bilden, rechtmässig erstellt worden sein müssen, damit 
die Solaranlagen als standortgebunden gelten können. Ausserdem müssen diese 
Bauten und Anlagen voraussichtlich längerfristig bestehen. 

Die nicht freistehenden Solaranlagen müssen an das Stromnetz angeschlossen sein. 
Diese Voraussetzung muss bereits nach geltenden Recht erfüllt sein. Auf solarthermi-
sche Anlagen, die Wärme produzieren, findet Artikel 32c damit keine Anwendung. 

In Artikel 32c sind keine Bestimmungen für die Anlagen zur elektrischen Erschlies-
sung der in diesem Artikel erwähnten Solaranlagen enthalten. Gleiches gilt für allfäl-
lige an diese Solaranlagen angeschlossene Speicheranlagen. Die Bewilligungsfähig-
keit solcher Anlagen beurteilt sich daher nicht nach dieser Bestimmung, sondern nach 
dem für sie einschlägigen Bewilligungstatbestand. Im Übrigen sind für elektrische An-
lagen, inklusive Transformatorenstationen, der Bund und für Speicheranlagen die 
Kantone und Gemeinden zuständig.

Art. 32d

Artikel 32d ist die Ausführungsbestimmung zu Artikel 24ter RPG und regelt – mit die-
ser Bestimmung zusammen – die Voraussetzungen für die Erteilung von Ausnahme-
bewilligungen für Solaranlagen, die nicht von nationalem Interesse sind, soweit sie 
auf freien Flächen ausserhalb der Bauzonen erstellt werden sollen. Die Anlagen wer-
den daher auch als «freistehende Solaranlagen» bezeichnet. Dies auch zur Abgren-
zung von den nicht freistehenden Solaranlagen gemäss Artikel 32c. Regelungen zur 
Zulassung von Solaranlagen von nationalem Interesse finden sich demgegenüber im 
Energiegesetz vom 30. September 2016 (EnG; SR 730.0) und in der Energieverord-
nung vom 1. November 2017 (SR 730.01). 

Absatz 1 von Artikel 32d verweist bezüglich der Bewilligungsvoraussetzung der 
Standortgebundenheit für freistehende Solaranlagen ausserhalb der Bauzonen, die 
nicht von nationalem Interesse sind, generell auf Artikel 24ter RPG. In dieser Bestim-
mung wird indes bezüglich der Anforderungen an die Standortgebundenheit der An-
lage danach unterschieden, ob sie sich innerhalb oder ausserhalb der landwirtschaftli-
chen Nutzflächen befindet.
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Befinden sich die Anlagen ausserhalb von landwirtschaftlichen Nutzflächen sind sie 
gemäss Artikel 24ter Absatz 1 RPG dann standortgebunden, wenn sie in wenig emp-
findlichen oder bereits mit anderen Bauten und Anlagen belasteten Gebieten gebaut 
werden (Art. 24ter Abs. 1 Bst. a RPG) und der Aufwand für die Erschliessung der be-
troffenen Grundstücke und für den Anschluss der Anlagen ans Stromnetz im Verhält-
nis zur Leistung der Anlage angemessen ist (Art. 24ter Abs. 1 Bst. b RPG).

Befinden sich die Anlagen innerhalb von landwirtschaftlichen Nutzflächen (soge-
nannte Agri-Photovoltaikanlagen), gelten sie dann als standortgebunden, wenn sie 
neben der Stromproduktion die landwirtschaftlichen Interessen nicht beeinträchtigen 
und Vorteile für die landwirtschaftliche Produktion bewirken (Art. 24ter Abs. 2 Bst. a 
RPG) oder landwirtschaftlichen Versuchs- oder Forschungszwecken dienen (Art. 24ter 
Abs. 2 Bst. a RPG).

Die in den erwähnten Gesetzesbestimmungen verwendeten unbestimmten Rechtsbe-
griffe (wie zum Beispiel «wenig empfindliches Gebiet», «angemessener Erschlies-
sungsaufwand», «Vorteile für die landwirtschaftliche Produktion») bedürfen im Einzel-
fall einer Auslegung. Praxis und Rechtsprechung werden entsprechende Konkretisie-
rungselemente entwickeln. Es sind jedoch bereits heute gewisse Hinweise zur An-
wendung dieser Begriffe sinnvoll, um eine einheitliche Vollzugspraxis zu unterstützen. 
Die nachfolgenden Ausführungen verstehen sich als entsprechende Orientierungs-
hilfe.

Wie bereits erwähnt müssen freistehende Solaranlagen, die nicht von nationalem In-
teresse sind und sich ausserhalb landwirtschaftlicher Nutzflächen befinden, in einem 
wenig empfindlichen oder bereits mit anderen Bauten und Anlagen belasteten Gebie-
ten gebaut werden, um als standortgebunden gelten zu können (vgl. Art. 24ter Abs. 1 
Bst. a RPG). Als wenig empfindliche Gebiete kommen beispielsweise Gebiete in-
frage, die an Bauzonen angrenzen, Restflächen spezieller Nichtbauzonen (z. B. Spe-
ziallandwirtschaftszonen nach Art. 16a Abs. 3 RPG, nicht touristisch nutzbare Flä-
chen in Tourismuszonen, Spezialzonen für Abwasserreinigungsanlagen) oder Flä-
chen im Bereich von rechtmässig erstellten Infrastrukturanlagen, die nicht landwirt-
schaftlich genutzt werden können (z. B. ungenutzte Flächen bei Autobahnauf- und 
ausfahrten). Jedenfalls ist die konkrete Situation im Einzelfall zu prüfen. Landwirt-
schaftliche Nutzflächen, Fruchtfolgeflächen, Wald, Gewässerschutzzonen, Gewässer-
räume oder Schutzgebiete kommen dagegen nicht als solche Gebiete infrage. Als 
Schutzgebiete gelten insbesondere Biotope von nationaler Bedeutung (Art. 18a 
NHG), Lebensräume (Hoch- und Übergangsmoore, Flachmoore, Augengebiete, Am-
phibienlaichgebiete sowie Trockenwiesen und -weiden) gemäss den nationalen Bioto-
pinventaren (siehe Art. 18 Absatz 1bis NHG), Biotope von regionaler und lokaler Be-
deutung (Art. 18b NHG) sowie Wasser- und Zugvogelreservate nach Artikel 11 des 
Jagdgesetzes vom 20. Juli 1986 (SR 922.0). Es genügt im Übrigen nicht, wenn für ein 
Gebiet lediglich keine speziellen Schutzbestimmungen vorgesehen sind, damit es als 
wenig empfindlich gilt. Als mit Bauten und Anlagen vorbelastet kann ein Gebiet dann 
eingestuft werden, wenn dort bereits grosse, die Landschaft beeinträchtigende Infra-
strukturen, wie beispielsweise Strassen, Eisenbahntrassen, Skilifte oder Staumauern 
vorhanden sind.

Das Kriterium des angemessenen Erschliessungsaufwands verlangt eine Prüfung, ob 
der Aufwand für die Erschliessung und für den Anschluss ans Stromnetz im Verhält-
nis zur Leistung der geplanten Anlage angemessen ist (Art. 24ter Abs. 1 Bst. b RPG). 
Es kann beispielsweise dann von einem angemessenen Aufwand ausgegangen 
werden, wenn die bestehende Transportinfrastruktur höchstens punktuell erweitert 



30/46

werden muss und sich der Netzanschluss mit verhältnismässigem technischen und fi-
nanziellen Aufwand realisieren lässt.

Für die Beurteilung, ob freistehende Solaranlagen auf landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen Vorteile für die landwirtschaftliche Produktion bewirken und somit als standort-
gebunden gelten können (Art. 24ter Abs. 2 Bst. a RPG), fällt positiv ins Gewicht, wenn 
die Anlagen dem Pflanzenbau oder dem produzierenden Gartenbau einen zusätzli-
chen Witterungsschutz bieten. Ähnlich wie Schutzplanen oder -netze können Solaran-
lagen Pflanzen nicht nur vor Starkregen oder Hagel schützen, sondern auch vor Wind 
und durch ihre Beschattung vor starker Sonneneinstrahlung. Voraussetzung ist in je-
dem Fall, dass die landwirtschaftlichen Nutzflächen dabei erhalten bleiben. Auf 
Fruchtfolgeflächen ist darüber hinaus sicherzustellen, dass sowohl das landwirtschaft-
liche Ertragspotential als auch die Eignung für die maschinelle Bewirtschaftung voll-
umfänglich erhalten bleiben oder sogar verbessert werden. Ein rein finanzieller Vorteil 
genügt hingegen nicht für die Anerkennung der Standortgebundenheit.

Die Absätze 2 und 3 entsprechen denjenigen von Artikel 32c RPV. Zur Planungs-
pflicht nach Absatz 2: Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung stellt die Pflicht 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung ein Indiz für die Planungspflicht einer Anlage dar 
(vgl. z. B. Urteil 1C_141/2022 vom 2. Mai 2022 E. 3.4). Eine solche Pflicht besteht bei 
Photovoltaikanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 5 Megawatt, die 
nicht an Gebäuden angebracht sind (siehe Anhang Nr. 21.9 der Verordnung vom 
19. Oktober 1988 über die Umweltverträglichkeitsprüfung [UVPV; SR 814.011]). Als 
dafür geeignete Nutzungszonen kommen Nichtbauzonen nach Artikel 18 Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 1bis RPG infrage.

Wie in Artikel 32c wird auch in Absatz 3 eine umfassende Interessenabwägung ver-
langt (siehe dazu im Einzelnen Art. 3 RPV). Bei freistehenden Solaranlagen in Schut-
zobjekten des Bundesinventars der Landschaften und Naturdenkmäler (BLN) oder 
des Bundesinventars der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Be-
deutung (ISOS) ist die Landschaft bzw. das Ortsbild grösstmöglich zu schonen (Art. 6 
Abs. 1 NHG). Bei einem Abweichen von der ungeschmälerten Erhaltung im Sinne der 
Inventare kommt bei Erfüllung von Bundesaufgaben eine vorstrukturierte Interessen-
abwägung zur Anwendung (siehe Art. 6 Abs. 2 NHG). 

Absatz 4 setzt die in Artikel 24ter Absatz 3 RPG enthaltene Regelung um, wonach die 
in Artikel 24ter RPG geregelten Solaranlagen bei endgültiger Ausserbetriebnahme zu-
rückgebaut und die Ausgangslage wiederhergestellt werden muss. Diese Umsetzung 
erfolgt in Form eines Rechtsetzungsauftrags an die Kantone, Zuständigkeiten und 
Verfahren zur Ersatzvornahme in Bezug auf diese Rückbaupflicht zu regeln. Dement-
sprechend könnte ein Kanton beispielsweise eine gesetzliche Grundlage schaffen, 
wonach eine Baubewilligung für eine solche Solaranlage nur unter der Bedingung er-
teilt wird, dass eine Bankgarantie oder eine vergleichbare Sicherheit für die Rückbau-
kosten besteht. Weiter könnte rechtlich vorgesehen werden, dass die Baubewilligung 
erst erteilt wird, wenn sich der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin beziehungs-
weise der künftige Betreiber oder die künftige Betreiberin der Solaranlage vertraglich 
verpflichtet haben, den Rückbau und die Wiederherstellung der Ausgangslage nach 
der endgültigen Ausserbetriebnahme vorzunehmen und zu finanzieren. Diese vertrag-
liche Verpflichtung müsste wiederum finanziell abgesichert werden, beispielsweise 
durch eine Bankgarantie. Schliesslich könnte die Betreiberin oder der Betreiber der 
Solaranlage gesetzlich verpflichtet werden, in der Jahresrechnung Rückstellungen 
aus dem Jahresgewinn für die Rückbaukosten zu bilden oder in einen Rückbau-
fonds einzuzahlen, ähnlich wie beim Stilllegungsfonds im Bereich der Kernenergie 
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(Art. 77 Abs. 1 und 3 des Kernenergiegesetzes vom 21. März 2003 [KEG; SR 732.1]). 
Vorzuziehen wären Sicherungsmassnahmen, die auch im Konkursfall der Betreiberin 
oder des Betreibers eine finanzielle Absicherung des Rückbaus der Anlage und der 
Wiederherstellung der Ausgangslage sicherstellen.

Wie in Artikel 32c zu den nicht freistehenden Solaranlagen ausserhalb der Bauzonen 
sind auch in Artikel 32d keine Bestimmungen für die Anlagen zur elektrischen Er-
schliessung der in diesem Artikel erwähnten Solaranlagen sowie für allfällige daran 
angeschlossene Speicheranlagen enthalten. Bezüglich der Zulassung solcher Anla-
gen kann auf die entsprechenden Erläuterungen zu Artikel 32c verwiesen werden.

Art. 32e

Artikel 32e trägt die Sachüberschrift «Anlagen zur Nutzung der Energie aus Biomasse 
(Art. 24quater RPG)». Mit dieser Bestimmung wird die Bewilligungsfähigkeit von stand-
ortgebundenen Biomasseanlagen ausserhalb der Bauzonen als einer der Regelungs-
bereiche von Artikel 24quater RPG ausgeführt; die Ausführungsbestimmungen zu Anla-
gen, die erneuerbare Energie in Wasserstoff, Methan oder andere synthetische Koh-
lenwasserstoffe umwandeln, finden sich in Artikel 32f.

Anlass für die präzisierenden Bestimmungen zu den Biomasseanlagen in Arti-
kel 24quater RPG waren ausschliesslich die Biogasanlagen, also jene Anlagen, mit de-
nen aus vergärbarer Biomasse Methan gewonnen wird. Dies zeigt sich in Arti-
kel 24quater Absatz 2 Buchstabe a RPG, der bei solchen Anlagen besonderes Gewicht 
auf bestehende Gasanschlüsse legt. Da das Potenzial von inländischem Holz be-
schränkt und ein allfälliger Import von Holz aus dem Ausland nicht erwünscht ist, sieht 
der Bundesrat davon ab, diese Bestimmung auf Anlagen zur Nutzung der Energie 
aus verholzter Biomasse auszudehnen. Anlagen zur Nutzung verholzter Biomasse 
sind ausserhalb der Bauzonen nur zulässig, soweit es dabei um die Produktion von 
Wärme geht und die Voraussetzungen von Artikel 16a Absatz 1bis RPG in Verbindung 
mit Artikel 34a Absatz 1bis RPV erfüllt sind. 

Absatz 1 präzisiert nach den Vorgaben von Artikel 24quater RPG die Standortgebun-
denheit nichtlandwirtschaftlicher Anlagen zur Nutzung der Energie aus vergärbarer 
Biomasse. Mit der verwendeten Formulierung «können (…) als standortgebunden be-
willigt werden» wird zum Ausdruck gebracht, dass die Interessenabwägung im Einzel-
fall auch zu einem anderen Ergebnis führen kann. Die Voraussetzungen gemäss den 
Buchstaben a bis c müssen kumulativ erfüllt sein, damit eine solche Biogasanlage 
ausserhalb der Bauzonen als standortgebunden bewilligt werden kann. 

Der Begriff des Standorts «in einem wenig empfindlichen Gebiet» gemäss Buch-
stabe a wurde bereits in den Erläuterungen zu Artikel 32d ausgeführt. Der Standort 
einer Biogasanlage kann aber auch an rechtmässig bestehende Infrastrukturanlagen 
wie Abwasserreinigungsanlagen oder elektrische Umspannwerke angrenzen. Ein 
Standort neben einer Strasse wird jedoch allein nicht genügen, um die Voraussetzung 
nach Buchstabe a zu erfüllen. Die Standortwahl bei Biogasanlagen wird unter Um-
ständen zusätzlich durch das Umweltrecht eingeschränkt. Zu erwähnen bleibt, dass 
eine nicht zonenkonforme Biogasanlage angrenzend an landwirtschaftliche Bauten im 
Einzelfall standortgebunden sein kann, wenn ihr Standort in einem wenig empfindli-
chen Gebiet liegt und die weiteren Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind.

Buchstabe b unterscheidet die Anforderungen an die Erschliessung der Anlage je 
nach Art der erzeugten Energie. Wird Gas gewonnen, muss sich eine Leitung zum 
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Abtransport des Gases in der Nähe des Anlagestandorts befinden. Wird mit der Bio-
gasanlage Strom erzeugt, muss am Standort der Anlage neben der Einspeisemög-
lichkeit ins Stromnetz auch eine effiziente Verwendung der anfallenden Wärme mög-
lich sein.

Buchstabe c stellt klar, dass für die infrage stehende Biogasanlage eine genügende 
strassenmässige Erschliessung vorhanden sein muss. Eine entsprechende Zufahrt-
strasse muss bereits in ihrem aktuellen Zustand den Verkehr aufnehmen können, der 
im Zusammenhang mit dem Bau und dem Unterhalt der Anlage entsteht.

Absatz 2 ermöglicht es, bei nachgewiesenem Bedarf für die Zwischenlagerung von 
Ausgangsmaterial oder Endprodukten (biogene Abfall- und Reststoffe; siehe Buch-
stabe a) Standorte ausserhalb der Bauzonen beanspruchen zu können. Vorausset-
zung dafür ist, dass dieser Standort ausserhalb der Bauzonen wesentlich vorteilhafter 
ist als ein Standort innerhalb von Bau- oder Spezialzonen (siehe Buchstabe b). Dies 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn dadurch erheblicher Mehrverkehr über längere 
Strecken hinweg vermieden werden kann oder wenn nur kleinere Flächen für kurze 
Zeit beansprucht werden. Der Standort für die Zwischenlagerung ausserhalb der Bau-
zonen ist zudem auch nur dann wesentlich vorteilhafter, wenn er in einem wenig emp-
findlichen Gebiet liegt oder an eine rechtmässig bestehende Infrastrukturanlage an-
grenzt. Wenn es nicht um eine Zwischenlagerung geht, sondern um eine dauerhafte 
Lagerung, insbesondere der Endprodukte, kommt Absatz 2 nicht zur Anwendung. Um 
bei Ausserbetriebnahme der Biogasanlage unerwünschte Lager zu vermeiden, emp-
fiehlt es sich, deren Rückbau sicherzustellen, beispielsweise durch entsprechende 
Auflagen in der Baubewilligung der jeweiligen Biogasanlage.

Hinsichtlich der in Absatz 3 geregelten Planungspflicht für Anlagen zur Nutzung der 
Energie aus Biomasse wird der vom Gesetzgeber für landwirtschaftliche Biomassean-
lagen festgelegte Schwellenwert von 45 000 Tonnen übernommen. Da sich Arti-
kel 32e lediglich auf Biomasseanlagen zur Nutzung von Energie aus vergärbarer Bio-
masse bezieht, beschränkt sich der Wert auf dieses Substrat. Als mögliche Nutzungs-
zonen für planungspflichtige standortgebundene Biomasseanlagen nach Artikel 32e 
kommen Nichtbauzonen nach Artikel 18 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 1bis RPG 
infrage.

Der Hinweis auf die notwendige Interessenabwägung in Absatz 4 folgt dem bekann-
ten Muster (siehe auch Art. 32d Abs. 3). Bei der Interessenabwägung ist den Aspek-
ten des Landschafts- und Naturschutzes sowie dem Schutz des Kulturlandes (und, 
wo gegeben, der Fruchtfolgeflächen) besondere Beachtung zu schenken. Ist ein 
Standort in einem Schutzobjekt des BLN oder des ISOS vorgesehen, ist die Land-
schaft bzw. das Ortsbild grösstmöglich zu schonen (Art. 6 Abs. 1 NHG). Bei einem 
Abweichen von der ungeschmälerten Erhaltung im Sinne der Inventare ist bei Erfül-
lung von Bundesaufgaben die vorstrukturierte Interessenabwägung nach Artikel 6 Ab-
satz 2 NHG zu beachten.

Art. 32f

Artikel 32f führt Artikel 24quater RPG näher aus, soweit sich dieser auf Anlagen zur 
Umwandlung erneuerbarer Energie in Wasserstoff, Methan oder andere synthetische 
Kohlenwasserstoffe ausserhalb der Bauzonen bezieht. Um als standortgebunden be-
willigt werden zu können, müssen sich diese Anlagen wiederum in wenig empfindli-
chen oder in vorbelasteten Gebieten befinden. Diese Begriffe werden bereits in Ar-
tikel 32d erläutert. Zusätzlich müssen die Umwandlungsanlagen an Anlagen zur 
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Produktion von Elektrizität aus erneuerbaren Energien angeschlossen und zum Ab-
transport des Wasserstoffs bzw. der synthetisch erzeugten Energieträger erschlossen 
sein. 

Wie die Artikel 32c und 32d enthält auch Artikel 32f keine Bestimmungen für die Anla-
gen zur elektrischen Erschliessung der Umwandlungsanlagen sowie für allfällige 
daran angeschlossene Speicheranlagen. Solche Anlagen können gestützt auf Artikel 
24 RPG zulässig sein, wobei für elektrische Anlagen inklusive Transformatorenstatio-
nen der Bund und für Speicheranlagen die Kantone und Gemeinden zuständig sind.

Anhaltspunkte für die Schwelle zur Planungspflicht von Umwandlungsanlagen fehlen 
im Gesetz. In Analogie zu dem bei Bauten und Anlagen des bodenunabhängigen Ge-
müse- und Gartenbaus vorgesehenen Schwellenwert einer beanspruchten Fläche 
von 5’000 m2 (Art. 37 RPV) wird daher dieser Wert auch in Absatz 2 für die Festset-
zung der Planungsschwelle für Umwandlungsanlagen übernommen. Wird die Um-
wandlungsanlage zusammen mit einer neuen Anlage zur Produktion von Elektrizität 
aus erneuerbarer Energie geplant, so ist die Planungsschwelle erreicht, wenn die 
Umwandlungsanlage zusammen mit der Elektrizitätsproduktionsanlage eine Fläche 
von 5’000 m2 beansprucht. Falls die Elektrizitätsproduktionsanlage für sich allein 
schon planungspflichtig ist, muss die daran angeschlossene Umwandlungsanlage im 
Sinn einer raumplanerischen Gesamtbetrachtung in die Nutzungsplanung für die Pro-
duktionsanlage einbezogen werden. Für Umwandlungsanlagen kommen als geeig-
nete Nutzungszonen ausserhalb der Bauzonen Nichtbauzonen nach Artikel 18 Absatz 
1 in Verbindung mit Absatz 1bis RPG infrage. In Bezug auf die umfassende Interes-
senabwägung gemäss Absatz 3 kann auf die Erläuterungen zu Artikel 32e Absatz 4 
verwiesen werden.

Art. 32g

Ausgangspunkt für die Regelung von Artikel 24quinquies RPG war die nach bisherigem 
Recht bestehende Unsicherheit, ob es zulässig ist, die Leitung eines thermischen 
Netzes durch das Gebiet ausserhalb der Bauzonen zu verlegen, wenn die kürzeste 
Linienführung dort durchführt. Mit Artikel 32g Absatz 1 soll nun Klarheit geschaffen 
werden: Eine solche Leitung ausserhalb der Bauzonen kann dann als standortgebun-
den bewilligt werden, wenn die Linienführung möglichst direkt ist und die Energie da-
durch effizienter genutzt werden kann, weil sie beispielsweise zu geringeren Energie-
verlusten führt.

Von dieser Regelung können insbesondere Leitungen profitieren, die Energie zum 
Heizen oder Kühlen transportieren. Anlagen zur Aufbereitung der transportierten 
Wärme oder Kälte sowie Speicher fallen hingegen nicht in den Anwendungsbereich 
von Artikel 32g. Gleiches gilt für die Anschlüsse von Bauten und Anlagen ausserhalb 
der Bauzonen an die Leitungen thermischer Netze. Die Bewilligungsfähigkeit solcher 
Anlagen ist nach den Voraussetzungen von Artikel 16a bzw. 24 ff. RPG zu beurteilen.

Auch in diesen Fällen bleibt eine umfassende Interessenabwägung vorbehalten 
(Abs. 2). Die Zulassung von Leitungen thermischer Netze ausserhalb der Bauzonen 
kann insbesondere dann nicht infrage kommen, wenn solche Anlagen in Schutzge-
biete, Wald, Gewässerschutzzonen oder Gewässerräume verlegt werden sollen oder 
wenn sie Fruchtfolgeflächen beeinträchtigen. Zum Schutz der Landschaft sollen Lei-
tungen thermischer Netze wenn möglich unterirdisch verlaufen. Im Übrigen kann in 
Bezug auf die Interessenabwägung auf die Erläuterungen zu Artikel 32d Absatz 3 
und Artikel 32e Absatz 3 verwiesen werden.
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Art. 32h

Artikel 24bis RPG regelt im ersten Satz des ersten Absatzes den Grundsatz der Infra-
strukturbündelung (siehe dazu die Ausführungen zu Art. 32bis). Darüber hinaus wer-
den verschiedene Fragen behandelt, die sich im Zusammenhang mit Mobilfunkanla-
gen ausserhalb der Bauzonen stellen. In den Absätzen 2 und 3 werden Fälle gere-
gelt, in denen Mobilfunkanlagen ausserhalb der Bauzonen als standortgebunden gel-
ten. Im zweiten Satz von Absatz 1 wird der Bundesrat zudem aufgefordert festzule-
gen, unter welchen Voraussetzungen Mobilfunkanlagen auf bestehenden oder neuen 
Infrastrukturanlagen als standortgebunden gelten.

Nach Absatz 1 ist dies dann der Fall, wenn die notwendigen Mobilfunkanlagen in 
einen Hochspannungsmast integriert oder auf sonstige Weise in die Silhouette einer 
bestehenden oder neuen Infrastrukturanlage integriert sind. Mobilfunkantennen sind 
ausserhalb der Bauzonen notwendig, wenn ein entsprechender Bedürfnisnachweis 
vorliegt (vgl. Urteil des Bundesgerichts 1C_547/2022 vom 19. März 2024 E. 4.4. mit 
Verweisung auf Urteil 1A.162/2004 vom 3. Mai 2005 E. 4). Typische Silhouetten von 
Infrastrukturanlagen, in welche Mobilfunkantennen integriert werden können, sind bei-
spielsweise Fahrleitungsmasten und Fahrleitungen entlang von Bahnlinien. Massge-
bend ist nicht eine enge geometrische Betrachtung der Silhouette, sondern die opti-
sche Gesamtwahrnehmung. Eine neue Infrastrukturanlage, in die eine Mobilfunkan-
tenne integriert werden soll, muss ihrerseits nach dem für sie anwendbaren Bewilli-
gungstatbestand bewilligungsfähig sein. Mit der Regelung in Satz 2 soll sichergestellt 
werden, dass im Zeitpunkt, in dem die Infrastrukturanlage, in die die Mobilfunkan-
tenne integriert ist, rückgebaut werden muss, auch die integrierte Mobilfunkanlage 
entfernt wird.

Absatz 1 bedeutet nicht, dass Mobilfunkanlagen ausserhalb solcher Silhouetten gene-
rell unzulässig wären. Die Absätze 2 und 3 von Artikel 24bis RPG bieten in diesen Fäl-
len oft erhebliche Spielräume.

In Absatz 2 findet sich der übliche Verweis auf die umfassende Interessenabwägung.

Art. 33

Der 4. Abschnitt umfasste bisher als einzigen Artikel den Artikel 33 und hatte daher 
auch keine eigene Sachüberschrift. Wegen des neuen Artikels 33a ist die Sachüber-
schrift des Abschnitts anzupassen. Die bisherige Sachüberschrift des Abschnitts wird 
neu zur Sachüberschrift von Artikel 33.

Art. 33a

Artikel 8c Absatz 1 Buchstabe b RPG und Artikel 18bis RPG unterscheiden Kompen-
sations- und Aufwertungsmassnahmen. Beides hat einen inneren Zusammenhang. 
Insbesondere müssen die Gesamtsumme der zu kompensierenden Nutzungen einer-
seits und die Massnahmen zur Kompensation und Aufwertung andererseits im Hin-
blick auf die Ziele und Grundsätze der Raumplanung zu einer Verbesserung der Ge-
samtsituation im betreffenden Gebiet führen (Art. 8c Abs. 1 Bst. a RPG).

Absatz 1 führt die Regelungsaspekte von Artikel 8c Absatz 1 mit jenen von Artikel 
18bis Absatz 1 zusammen. Der Hinweis auf die Ziele und Grundsätze der Raumpla-
nung besagt insbesondere, dass den Prinzipien, die sich aus dem Trennungs-
grundsatz ableiten, das nötige Gewicht beizumessen ist. Das heisst auch, dass 
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insbesondere eine Intensivierung von Nutzungen, die weder zonenkonform noch 
standortgebunden sind, durch genügende Kompensations- oder Aufwertungsmass-
nahmen aufzuwiegen sind. 

Vor einigen Jahren hatte ein Kanton das Anliegen, in einem Weiler ein neues Wohn-
haus erstellen zu können. In der Umgebung gab es verschiedene, nicht mehr benö-
tigte grossflächige und grossvolumige Gewächshäuser. Eigentlich erscheint denkbar, 
dass in einer solchen Situation mit dem Abbruch dieser Gewächshäuser genügend 
Kompensation und Aufwertung geschaffen werden kann, um das Anliegen zu realisie-
ren. Dem Sinn und Zweck des Trennungsgrundsatzes würde es indessen entgegen-
laufen, nicht mehr benötigte Gewächshäuser flächen- und volumengleich durch neue 
Wohnhäuser zu ersetzen. Denn Wohnhäuser bringen eine intensivere Nutzung des 
Raums mit sich als stillgelegte Gewächshäuser. In solchen Situationen müsste daher 
eine deutliche bauliche Überkompensation erfolgen. Wo im konkreten Fall die Vor-
aussetzung erfüllt ist, dass eine Verbesserung der Gesamtsituation vorliegt, ist ab-
hängig vom Einzelfall. Der betreffende Entscheid muss von den zuständigen Baube-
willigungsinstanzen gestützt auf die entsprechenden Vorgaben im kantonalen Richt-
plan und der betreffenden Nichtbauzone mit zu kompensierenden Nutzungen nach 
Artikel 18bis RPG gefällt werden. Ob die Voraussetzungen erfüllt sind, ist eine Rechts-
frage (Art. 18bis Abs. 4 RPG).

In Absatz 2 wird die Kompensation in baulicher Hinsicht separat angesprochen. Dabei 
wird in zweierlei Hinsicht Klarheit geschaffen: 

 Zugunsten der Landwirtschaft ist sicherzustellen, dass beanspruchtes Kulturland 
kompensiert werden muss. Da dies mindestens gleichwertig erfolgen muss, ist ins-
besondere auch klar, dass Fruchtfolgeflächen – das landwirtschaftlich wertvollste 
Kulturland – ebenfalls wieder in Form von Fruchtfolgeflächen kompensiert werden 
müssen.

 Weiter muss mit den Kompensationsmassnahmen sichergestellt werden, dass das 
mit der zugelassenen Mehrnutzung entstehende zusätzliche oberirdische Gebäude-
volumen grundsätzlich vollständig kompensiert wird. Solche substanziellen Entlas-
tungsmassnahmen sind notwendig, damit die mit dem Gebietsansatz ermöglichte 
Flexibilität mit dem Trennungsgrundsatz und den Zielen und Grundsätzen der 
Raumplanung vereinbar bleibt. Soll ausnahmsweise vom Prinzip der vollständigen 
Volumenkompensation abgewichen werden, müssen objektive Gründe vorliegen, 
die sich aus der konkreten Planung ergeben müssen und vom planenden Gemein-
wesen aufzuzeigen sind. Neu geschaffenes unterirdisches Gebäudevolumen tritt oft 
kaum störend in Erscheinung und ist daher in Absatz 2 ausgeklammert. Damit soll 
auch ein Anreiz geschaffen werden, Erweiterungen wenn möglich unterirdisch vor-
zunehmen. 

Im Übrigen liegt es in der Natur der vorgesehenen, umfassenden Interessenabwä-
gung, dass keine präzise Anleitung erteilt werden kann, wie die Abwägung im Einzel-
fall vorzunehmen ist. 

Absatz 3 stellt sicher, dass nicht wegen Vollzugsdefiziten am Schluss die zu kompen-
sierenden Nutzungen realisiert sind, die Kompensations- oder Aufwertungsmassnah-
men jedoch nicht. 
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Art. 34a

Das bisherige Kriterium, wonach Bauten und Anlagen zur Energiegewinnung aus Bio-
masse sich dem Landwirtschaftsbetrieb unterordnen müssen, ist aufgrund der Revi-
sion von Artikel 16a Absatz 1bis RPG aufzuheben. Es soll jedoch daran festgehalten 
werden, dass die Anlage Teil eines Landwirtschaftsbetriebs bleiben muss.

Art. 38a

Artikel 38a RPV ist die Ausführungsbestimmung zu Artikel 16 Absatz 5 RPG, wonach 
der Bundesrat festlegt, in welchen Fällen ausserhalb der Bauzonen bezüglich Ge-
ruchs- und Lärmimmissionen aus der Landwirtschaft oder dem produzierenden Gar-
tenbau Erleichterungen von den Bestimmungen des Umweltschutzgesetzes vom 7. 
Oktober 1983 (USG; SR 814.01) zulässig sind, um den Vorrang der Landwirtschaft 
(Art. 16 Abs. 4 RPG) zu gewährleisten. Im Sinne einer Generalklausel bestimmt Ab-
satz 1, dass die zuständige Behörde innerhalb der Landwirtschaftszone Erleichterun-
gen gewährt, soweit die Interessen der Landwirtschaft das Interesse an der Einhal-
tung des Mindestabstandes zum Schutz vor Gerüchen oder der Bestimmungen zum 
Schutz vor Lärm überwiegen. 

Was den Mindestabstand zum Schutz vor Gerüchen betrifft, gilt innerhalb der Land-
wirtschaftszone aktuell praxisgemäss der halbe Mindestabstand, der gegenüber an-
grenzenden Bauzonen mit Wohnnutzung einzuhalten ist (siehe etwa Urteil des Bun-
desgerichts 1C_113/2022 vom 13. April 2023 E. 6.2). Davon soll die zuständige Be-
hörde gegebenenfalls Erleichterungen in Form von geringeren Mindestabständen ge-
währen können.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass vor der Gewährung von Er-
leichterungen alle technischen und betrieblichen Massnahmen zu prüfen sind, welche 
die Immissionen verringern. Je weniger diese Massnahmen die Landwirtschaft ein-
schränken und je markanter die Verbesserungen sind, die damit erreicht werden, de-
sto eher rechtfertigt es sich, auf die Gewährung von Erleichterungen zu verzichten. 
Erleichterungen müssen zudem verhältnismässig sein. Nicht jede geringfügige Beein-
trächtigung der Landwirtschaft rechtfertigt es, den Betroffenen markante zusätzliche 
Immissionen zuzumuten.

In Absatz 2 werden Konstellationen genannt, in denen die Interessen der Landwirt-
schaft in jedem Fall überwiegen. Gemäss Buchstabe a gilt dies, wenn die betroffene 
Wohnnutzung nach der landwirtschaftlichen Nutzung entstanden ist. Eine bereits vor-
handene landwirtschaftliche Nutzung mit den damit verbundenen Immissionen soll 
nicht durch eine spätere Wohnnutzung behindert oder gar verunmöglicht werden. 
Nach Buchstabe b geniesst die Landwirtschaft ausserdem immer dann Vorrang, 
wenn der betroffene Wohnraum als landwirtschaftlich bedingt bewilligt wurde. Als Bei-
spiel kann eine ursprünglich als Wohnraum für die abtretende Generation bewilligte 
Wohnbaute dienen, die aus dem Geltungsbereich des Bundesgesetzes vom 4. Okto-
ber 1991 über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB; SR 211.412.11) entlassen (abpar-
zelliert) wurde und nun landwirtschaftsfremd bewohnt wird. Die nicht landwirtschaftli-
chen Bewohnerinnen und Bewohner eines solchen Stöcklis müssen allfällige Erleich-
terungen akzeptieren. Gemäss Buchstabe c überwiegen die Interessen der Landwirt-
schaft sodann, wenn der betroffene Wohnraum zum Landwirtschaftsbetrieb gehört, 
von dem die Immissionen ausgehen. Hier ist etwa an Fälle zu denken, in denen der 
(zumindest raumplanungsrechtlich) funktional zum Landwirtschaftsbetrieb gehö-
rende Wohnraum vorübergehend nicht benötigt wird (beispielsweise ein Stöckli, 
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das in Zeiten, in denen es keine abtretende Generation gibt, durch landwirtschafts-
fremde Mieterinnen oder Mieter bewohnt wird). 

Stimmen die betroffenen Personen den Erleichterungen zu, so wertet die zuständige 
Behörde dies gemäss Absatz 3 als Indiz dafür, dass die Interessen der Landwirtschaft 
überwiegen. Im Unterschied zu Absatz 2 findet hier eine Interessenabwägung statt. 
Es besteht jedoch von Rechts wegen ein Indiz dafür, dass die Interessen der Land-
wirtschaft überwiegen. In dem vom Bundesgericht mit Urteil 1C_462/2022 vom 15. 
Januar 2024 entschiedenen Fall machte die Beschwerdeführerin geltend, der Min-
destabstand gegenüber einer Drittbaute, deren Mieter selbst keine Beschwerde führ-
ten, sei nicht eingehalten. In solchen Konstellationen können die betroffenen Perso-
nen nun neu angefragt werden, ob sie den in Aussicht genommenen Erleichterungen 
zustimmen. Tun sie dies, gilt dies als Indiz dafür, dass die Interessen der Landwirt-
schaft überwiegen. Die akzeptierten Erleichterungen müssen in jedem Fall von der 
zuständigen Behörde verfügt werden. Einem allfälligen Beschwerdeführer bleibt es 
unbenommen nachzuweisen, dass das Interesse an der Einhaltung der umweltrechtli-
chen Bestimmungen im konkreten Fall trotz des gegenteiligen Indizes überwiegt.

Bei Geruchs- oder Lärmklagen, bei einer möglichen Nichteinhaltung von Geruchs- 
oder Lärmbestimmungen oder bei in Aussicht genommenen Erleichterungen sollen 
die Vollzugsbehörden gemäss Absatz 4 zunächst prüfen, ob die nichtlandwirtschaftli-
che Nutzung, die von den Immissionen betroffen ist, überhaupt rechtmässig besteht 
(Bst. a) und ob keine Revisionsgründe für die Bewilligung der nicht landwirtschaftli-
chen Nutzung vorliegen (Bst. b). Buchstabe a erklärt sich daraus, dass bei nichtland-
wirtschaftlichen Nutzungen ausserhalb der Bauzonen oftmals eine Bewilligung fehlt 
und eine solche auch nicht nachträglich erteilt werden könnte oder dass zwar eine 
Bewilligung vorliegt, diese jedoch von Gesetzes wegen dahingefallen ist, weil die Be-
willigungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt sind (siehe etwa Art. 40 Abs. 5 RPV 
oder Art. 42b Abs. 7 RPV). Gemäss Buchstabe b ist zudem zu prüfen, ob Gründe vor-
liegen, die ein Rückkommen auf die rechtskräftige Bewilligung der nichtlandwirtschaft-
lichen Nutzung rechtfertigen würden. Gemäss der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung kann eine rechtskräftige Verfügung widerrufen werden, wenn dem Interesse an 
der richtigen Anwendung des objektiven Rechts der Vorrang vor den Interessen der 
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes zukommt.

Absatz 5 ist vor folgendem Hintergrund zu sehen: Wird eine Baute oder Anlage aus-
serhalb der Bauzonen einer Nutzung zugeführt, die einen (höheren) umweltrechtli-
chen Schutzbedarf gegenüber landwirtschaftlichen Immissionen auslöst, wird dies re-
gelmässig bewilligungspflichtig sein. Absatz 5 bestimmt, dass diese Bewilligung da-
hinfällt, wenn sich später ein Konflikt mit Geruchs- oder Lärmemissionen aus der 
Landwirtschaft ergibt. Wer also beispielsweise gestützt auf Artikel 39 Absatz 2 RPV 
eine Bewilligung erhalten hat, einen alten Stall als einfaches Ferienhaus zu nutzen, 
muss seine Nutzung gegebenenfalls einschränken, wenn später umweltrechtlich rele-
vante Lärm- oder Geruchsimmissionen aus der Landwirtschaft auftreten. Dies wird 
dadurch bewirkt, dass die für das Bewohnen erteilte Bewilligung als hinfällig erklärt 
wird, soweit dies zur Lösung des Konflikts nötig ist. Eine Durchsetzung von Amtes 
wegen erscheint nicht notwendig: Das weitere Bewohnen bleibt zulässig, solange die 
Immissionen hingenommen werden. Es sei denn, es werden Immissionsgrenzen in 
einem Ausmass überschritten, das als gesundheitsgefährdend gilt. Dies würde eine 
Intervention von Amtes wegen erforderlich machen.
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Art. 39

Da die Regelung zu den Streusiedlungsgebieten ins Gesetz verschoben wurde, ist 
Absatz 1 von Artikel 39 RPV zu streichen und die Sachüberschrift entsprechend an-
zupassen. 

Absatz 3 ist an den veränderten Wortlaut von Artikel 24d Absatz 3 Buchstabe b RPG 
anzupassen. Beide Bestimmungen waren schon bisher identisch gemeint und es 
wäre wenig hilfreich, hier künftig unterschiedliche Wortlaute zu verwenden.

Neu ist, dass die Umgebung nun ausdrücklich in die erforderliche Betrachtung mitein-
zubeziehen ist.

Art. 42

Mit der Änderung der Sachüberschrift von Artikel 24c RPG wurde eine gesetzliche 
Grundlage für die gemäss Artikel 41 Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 
(RPV; SR 700.1) vorgesehene Umschreibung des Anwendungsbereichs dieser Be-
stimmung geschaffen (vgl. dazu Teilrevision der Raumplanungsverordnung, Erläu-
ternder Bericht, Oktober 2012, S. 7 f.). Eine Anpassung von Artikel 41 RPV erübrigt 
sich demnach. 

Mit der in Absatz 3 Buchstabe a vorgeschlagenen Anpassung soll der Motion von Na-
tionalrat Burgherr, Mo. 23.3717, «Mehr Freiraum beim Umbau landwirtschaftlicher 
Bauten», Rechnung getragen werden. Die traditionellen landwirtschaftlichen Wohn-
bauten unterscheiden sich von Region zu Region teilweise stark. Wenn altrechtliche 
Wohnbauten voll erschlossen sind und sichergestellt ist, dass ihre ursprüngliche 
Zweckbestimmung als Erstwohnsitz auch künftig erhalten bleibt, kann der Wohnraum 
innerhalb des bestehenden Gebäudevolumens auch dann bis auf eine Gesamtfläche 
von 100 m2 erweitert werden, wenn dies eine Erhöhung um mehr als 60 % darstellt. 
Für die Ausdehnung der Nebenflächen (Einstellraum für eigene Fahrzeuge, Unter-
bringung eigener Tiere, usw.) besteht im Kontext dieser Bestimmung schon heute 
keine Begrenzung.

«Voll erschlossen» bedeutet, dass keine weiteren Erschliessungsmassnahmen nötig 
sind. Das Kriterium der altrechtlichen Erstwohnung ist erfüllt, wenn am 1. Juli 19729 in 
der betreffenden Baute jemand Wohnsitz hatte. 
Wo solche Wohnbauten nicht an Ökonomiegebäude angebaut sind, sondern alleine 
stehen, ist Absatz 4 von Artikel 24c RPG regelmässig die limitierende Bestimmung: 
Sie lässt Volumenerweiterungen nur zu, wenn dies für eine zeitgemässe Wohnnut-
zung oder eine energetische Sanierung nötig oder darauf ausgerichtet ist, die Einpas-
sung in die Landschaft zu verbessern.
Für die Voraussetzung der zeitgemässen Wohnnutzung ist massgeblich, ob die Platz-
verhältnisse so beengt sind, dass das Gebäude den allgemeinen Ansprüchen an eine 
Wohnbaute nicht mehr genügt und deshalb nicht zu Wohnzwecken vermietet oder 
verkauft werden könnte (BGE 1A.290/2004 vom 7.4.2005, E. 2.3.2). Aus den gleichen 
Gründen, die zur Anpassung von Artikel 42 Absatz 3 Buchstabe a führen, kann unter 

9 Ausnahmsweise kann ein anderer Zeitpunkt massgebend sein, wenn das betreffende Grundstück zu einem 
anderen Zeitpunkt einer Nichtbauzone im Sinne des raumplanerischen Trennungsgrundsatzes zugewiesen 
wurde.
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den gleichen Voraussetzungen10 auch für die Erweiterung von alleinstehenden, voll 
erschlossenen altrechtlichen Wohnbauten eine etwas grosszügigere Regelung gelten. 
Erweiterungen bis zu einer Wohnfläche von maximal 100 m2 sollen als für die zeitge-
mässe Wohnnutzung nötig gelten. Sie sind somit bewilligungsfähig, wenn die Gren-
zen von Artikel 42 RPV (einschliesslich der in Fn. 10 aufgeführten) eingehalten sind 
und die Vereinbarkeit mit den wichtigen Anliegen der Raumplanung gegeben ist. Im 
Rahmen dieser Interessenabwägung ist allerdings dem Umstand Rechnung zu tra-
gen, dass Erweiterungen ausserhalb des bestehenden Gebäudevolumens regelmäs-
sig gewichtigere Auswirkungen auf Raum und Umwelt haben als Erweiterungen in-
nerhalb. Kantonale Strategien zum Erhalt von geeignetem Wohnraum für Familien 
können im Rahmen dieser Interessenabwägung allenfalls zusätzlich zugunsten dieser 
grosszügigeren Erweiterungsmöglichkeiten beigezogen werden.

Der letzte Satzteil, der in Buchstabe a gestrichen wird, wird in Absatz 5 verschoben 
(s. dort).

In Absatz 4 hat der Verweis auf Absatz 3 Buchstabe a immer wieder zu Verwirrung 
geführt. Die Bestimmung wird daher neu formuliert, damit sie klarer wird. Der Ein-
schub, dass Erweiterungen ganz anzurechnen sind, entscheidet eine alte Streitfrage. 
Bei Abbruch und Wiederaufbau wird das Gebäudevolumen beseitigt, weshalb es kein 
bestehendes Gebäudevolumen mehr gibt und demnach auch keine Erweiterung im 
bestehenden Gebäudevolumen erfolgen kann. 

In Absatz 5 werden die energiepolitischen Spezialbestimmungen im Kontext von Arti-
kel 24c RPG zusammengefasst. Der Ausbau dieser Bestimmung entspricht dem Auf-
trag von Artikel 24 Absatz 2 RPG.

Art. 42a

Im Sinn des Gesetzgebungsauftrags von Artikel 24 Absatz 2 RPG und der Ausführun-
gen oben in Kapitel 2.4 wird in Absatz 1 eine Anpassung vorgenommen, die energeti-
sche Sanierungen erleichtern soll.

Art. 42b

Der bisherige Absatz 2 wurde bisher teilweise fälschlicherweise so verstanden, dass 
Flächen, die der Unterbringung eigener Tiere dienten, wie Wohnraum (als «anrechen-
bare Bruttogeschossfläche» im Sinn von Art. 42 Abs. 3 Bst. b) anzurechnen wären. 
Dieses Missverständnis wird durch die Streichung von Absatz 2 und die Ergänzung 
von Absatz 1 behoben. Aus praktischen Gründen kann nicht unterschieden werden, 
ob in unbewohnten Räumlichkeiten eigene Fahrzeuge untergebracht, eigenes Mobi-
liar eingestellt oder Tiere gehalten werden. In den Fällen von Artikel 42 Absatz 3 
Buchstabe a sind solche Flächen generell nicht anzurechnen, in den Fällen von Buch-
stabe b jedoch schon. 

Von der Kompetenz, den Wiederaufbau von Kleintierställen zuzulassen, die durch hö-
here Gewalt zerstört wurden (Art. 24e Abs. 6 RPG), macht der Bundesrat mit dem 
neuen Absatz 6bis Gebrauch.

10 Voll erschlossen, altrechtliche landwirtschaftliche Primärwohnung, Sicherstellung der Primärwohnnutzung 
auch für die Zukunft.
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Art. 43

Mit Artikel 37a wurde in der Teilrevision vom 20. März 1998 des RPG eine Spezialbe-
stimmung (gegenüber Art. 24c RPG, vormals Art. 24 Abs. 2) eingefügt. Der Bundesrat 
wurde darin beauftragt, die Voraussetzungen für Zweckänderungen altrechtlicher, ge-
werblich genutzter Bauten und Anlagen zu regeln. Dieser Bestimmung wurde nun Ab-
satz 2 mit einer Spezialregelung für altrechtliche Gast- und Beherbergungsbetriebe 
angefügt. Dabei stehen Abbruch und Wiederaufbau im Zentrum. Gemäss dem zwei-
ten Satz von Artikel 37a Absatz 2 RPG soll der Bundesrat auch ausdrücklich regeln, 
unter welchen Voraussetzungen gewerbliche Bauten und Anlagen, die andernorts in 
der gleichen Geländekammer beseitigt werden, zu zusätzlichen Erweiterungen des 
Betriebs berechtigen. 

Da Artikel 37a bisher – und künftig noch immer in Absatz 1 – die Zweckänderung 
ausdrücklich regelt, ist der Wiederaufbau davon jedenfalls nicht erfasst. Da altrechtli-
che Gewerbebauten grundsätzlich jedoch sowohl unter die Spezialbestimmung von 
Artikel 37a RPG als auch unter die allgemeine Bestimmung von Artikel 24c RPG fal-
len, beurteilen sich Wiederaufbauten von Gewerbebetrieben grundsätzlich nach die-
ser Bestimmung. Für Gast- und Beherbergungsbetriebe soll gemäss Absatz 2 von Ar-
tikel 37a RPG nun jedoch etwas anderes gelten. 

Der neue Absatz 4 von Artikel 43 stellt klar, dass bei altrechtlichen Gast- und Beher-
bergungsbetrieben für den Wiederaufbau auch die grosszügigeren Bestimmungen 
von Artikel 37a RPG und Artikel 43 Absätze 1-3 zur Anwendung gelangen können, 
sodass nicht auf die strengeren Bestimmungen von Artikel 24c RPG abgestellt wer-
den muss. Die zu Artikel 43 Absätze 1-3 bereits entwickelte Praxis wird also auch in 
den entsprechenden Fällen des Wiederaufbaus von Gast- und Beherbergungsbetrie-
ben massgebend sein. 

Die Absätze 5 und 6 erfüllen den Regelungsauftrag von Artikel 37a Absatz 2 zweiter 
Satz RPG. 

Absatz 5 erlaubt im Grundsatz – und im Einklang mit der genannten Gesetzesbestim-
mung – die Verschiebung von Gebäudeflächen innerhalb der gleichen Geländekam-
mer zur Erweiterung von Gast- und Beherbergungsbetrieben (Transfer). Zum Trans-
fer genutzt werden können nur Gewerbenutzungen. Nicht anrechenbar ist die Beseiti-
gung von standortgebundenen Gewerbebauten. Werden standortgebundene Bauten 
– beispielsweise ein Bergrestaurant im Skigebiet oder eine SAC-Hütte – beseitigt, 
fehlen sie entweder für den entsprechenden Zweck oder sie werden (früher oder spä-
ter) ersetzt. Beides widerspräche den Interessen der Raumplanung. Die Standortge-
bundenheit einer solchen Gewerbebaute kann auch wegfallen. In diesem Fall muss 
allerdings sichergestellt werden, dass daraus später keine Ersatzbaute resultiert.

Zur Kompensation berechtigt grundsätzlich jede altrechtliche Gewerbebaute (im ent-
sprechenden Gebiet ausserhalb der Bauzonen), die zum Zweck dieser Kompensation 
beseitigt wird. Von dieser Kompensationsmöglichkeit können allerdings nur Gast- und 
Beherbergungsbetriebe profitierten. Damit sind neben Hotelbetrieben auch Restau-
rants erfasst. Es besteht jedoch kein Anlass, diese grosszügigeren Spezialbestim-
mungen beispielsweise auf strukturierte Beherbergungsbetriebe auszudehnen. Diese 
sind zweitwohnungsrechtlich den Hotels zwar weitgehend gleichgestellt. Es wäre je-
doch kontraproduktiv, die entsprechenden Privilegien auch auf Nutzungen auszudeh-
nen, die wesentlich dazu beitragen, Hotelnutzungen zu verdrängen.
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Dem oben geschilderten Transfer sind in Absatz 6 Grenzen gesetzt. Da der Anwen-
dungsbereich gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf von Hotels auf Restaurants 
ausgedehnt wurde, sind die zahlenmässigen Grenzen nun komplizierter. Gemäss 
dem ersten Satz darf die Bettenzahl bei den Beherbergungsbetrieben (Hotels) nicht 
auf über 120 steigen. Bei reinen Restaurationsbetrieben darf die Sitzplatzzahl nicht 
über 100 hinausgehen (2. Satz). Bei gemischten Betrieben ist eine Mischrechnung 
vorzunehmen: Werden die Möglichkeiten für Hotel- und Restaurantbetriebe je zur 
Hälfte beansprucht, sind demnach maximal 60 Betten und 50 Restaurantplätze (ohne 
Einbezug der Plätze für Hotelgäste) zulässig (3. Satz). Bei einer Aufteilung von drei 
Vierteln zu einem Viertel sind die Grenzen bei 90 Betten und 25 Restaurantplätzen. 
Bei den Sätzen 1–3 handelt es sich um Obergrenzen, die nicht unbesehen ausge-
schöpft werden können. 
Nach Buchstabe a ist auch die betriebliche Notwendigkeit vorausgesetzt. Das ist ein 
Kriterium, das auch bei zonenkonformen (Art. 34 Abs. 4 Bst. a RPV in Bezug auf die 
Landwirtschaft) und standortgebundenen Bauten (analog dazu) stets zur Anwendung 
gelangt.
Zudem müssen die Mehrnutzungen insgesamt in einem vernünftigen Verhältnis zu 
den vorgesehenen Aufwertungen und kompensatorischen Massnahmen stehen (Bst. 
b und c). Es sind Aufwertungen vorzusehen und auszuführen, die es ermöglichen, mit 
zumutbarem Aufwand die bestmögliche Situation zu schaffen. Nicht mehr benötigte 
Gebäude sollen konsequent beseitigt werden, auch wenn anderweitig bereits genü-
gend Gebäudefläche kompensiert wird. Befinden sich in der Geländekammer beson-
ders störende gewerbliche Bauten, soll verlangt werden können, dass primär diese 
beseitigt werden und das Potenzial für eine Erweiterung des Gast- oder Beherber-
gungsbetriebs genutzt wird. Würden diese hingegen stehen gelassen und stattdessen 
weniger störende Bauten beseitigt, müssten hierfür triftige Gründe vorliegen.

Absatz 1 von Artikel 43 bleibt auch in diesem Kontext anwendbar. Die entsprechen-
den Kriterien sind allerdings grossräumiger in Bezug auf die gesamte Geländekam-
mer zu beurteilen, in der einerseits die Mehrnutzung und andererseits die vorgesehe-
nen Aufwertungen und kompensatorischen Maßnahmen stattfinden.

Absatz 7 dient den gleichen Zielen wie Artikel 25e Absatz 5. Es kann auf die entspre-
chenden Erläuterungen verwiesen werden.

Absatz 8 soll sicherstellen, dass die auf der Basis der in den Absätzen 4 bis 6 veran-
kerten Privilegien errichteten Bauten auch tatsächlich dem bewilligten Zweck dienen 
oder andernfalls zurückgebaut werden.

Art. 43a

Der neue Absatz 2 dient dazu, Artikel 24 Absatz 2 RPG (Erleichterung energetischer 
Sanierungen) auch dort umzusetzen, wo dies nicht durch eine Spezialregelung in ei-
ner anderen Bestimmung erfolgt.

Art. 43b

In der Vergangenheit wurden Verfahren zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zu-
stands teilweise stark in Einzelschritte aufgeteilt, die oft je in einem separaten Verfah-
ren durchlaufen werden mussten. Selbst wenn die Rechtsschutzmöglichkeiten dage-
gen begrenzt waren, standen die Verfahren faktisch still, wenn auch nur gegen einen 
einzelnen Schritt versucht wurde, den Instanzenzug bis zum Bundesgericht zu 
durchlaufen.
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Wurde beispielsweise ein neues nachträgliches Baugesuch eingereicht, führte dies 
oft zur Sistierung des Wiederherstellungsverfahrens, selbst wenn die Anordnungen 
bereits rechtskräftig und vollstreckbar waren. Solche nachträglichen Baugesuche 
konnten zudem immer wieder neu eingereicht werden.

Ähnlich lange Verzögerungen können in der Praxis auch bei der Verfügung von Nut-
zungsverboten und von Massnahmen zu deren Durchsetzung auftreten.

In der Vergangenheit kam es auch dann zu unnötigen Verzögerungen bei der Wieder-
herstellung des rechtmässigen Zustands, wenn sich nach Einreichung eines Bauge-
suchs zeigte, dass die Ausgangslage formell unrechtmässig war (beispielsweise Bau-
gesuch zur Änderung einer Baute, die ganz oder teilweise illegal war). 

Solche Situationen sind mit dem gesetzlichen Auftrag von Artikel 25 Absatz 3 RPG 
unvereinbar. Die entsprechenden Aufträge an die Kantone zur Konzentration und 
Straffung der Verfahren finden sich in Absatz 1:

Buchstabe a betrifft die Anordnung und Durchsetzung der Nutzungsverbote. Diese 
können ihre Wirkung nur entfalten, wenn in allfälligen Rechtsmittelverfahren die auf-
schiebende Wirkung nur mit grösster Zurückhaltung gewährt wird. Einem entspre-
chenden Gesuch auf Erteilung der aufschiebenden Wirkung soll daher nur stattgege-
ben werden, wenn eine Partei glaubhaft machen kann, dass die Nutzung rechtmässig 
ist. Es kann sich dabei um formelle Rechtmässigkeit (im Einklang mit einer rechtskräf-
tigen und gültigen Baubewilligung) oder um materielle Rechtmässigkeit (bewilligungs-
fähig) handeln. 

Buchstabe b fokussiert auf den effektiven Rückbau illegaler Bauten und Anlagen. Das 
kantonale Recht darf nicht mehr verlangen, dass dazu mehrere separate Verfahren 
durchlaufen werden müssen. Sämtliche Fragen müssen in einem einzigen Verfahren 
geklärt werden: von der nachträglichen Bewilligungsfähigkeit der betreffenden Baute 
oder Anlage über die Fragen, wie der rechtmässige Zustand wiederherzustellen ist, 
bis hin zur Frage, innerhalb welcher Frist dies geschehen muss und wie ansonsten 
die Ersatzvornahme von Amtes wegen zu erfolgen hat.

Dies steht einer grundsätzlichen Zuständigkeit der Gemeinde als Baubewilligungs- 
und Baupolizeibehörde nicht entgegen. Es genügt, wenn der Kanton:
- die nachträgliche Bewilligungsfähigkeit prüft, wenn geltend gemacht wird, die Vor-
aussetzungen dazu seien erfüllt;
- die Zustimmung erteilt, wenn der rechtmässige Zustand ausnahmsweise nicht voll-
ständig wiederhergestellt werden muss;
- das Verfahren überwacht. um sicherzustellen, dass es gemäss den bundesrechtli-
chen Vorgaben verläuft, insbesondere dass es nicht unnötig verzögert wird.

Absatz 2 ist hingegen direkt anwendbares Bundesrecht. Er verpflichtet nicht dazu, bei 
jedem Baugesuch akribisch zu prüfen, ob sich auf den Parzellen, die Gegenstand der 
Baubewilligung sind, irgendwelche illegalen Bauten oder Bauteile befinden. Es sind 
jedoch die Synergien laufender Verfahren zu nutzen, um im Rahmen eines Baubewil-
ligungsverfahrens gleich auch noch klären zu können, was mit allenfalls vorhande-
nem Illegalem zu geschehen hat. Die Erfahrung zeigt, dass sich der notwendige Voll-
zugsaufwand der Behörden massiv reduziert, wenn die wenig beliebten Massnahmen 
vollzogen sein müssen, bevor von einer Bewilligung Gebrauch gemacht werden kann. 
Vor diesem Hintergrund handelt es sich um eine Bestimmung zur Förderung der 
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Effizienz der Verfahren. Wer als Privatperson in einem Rechtsmittelverfahren geltend 
machen will, diese Bestimmung sei verletzt worden, soll nur gehört werden, wenn er 
oder sie zumindest glaubhaft macht, dass eine in diesem Sinn rechtswidrige Situation 
besteht, und wenn er oder sie von dieser vermutlich illegalen Situation besonders be-
rührt ist (vgl. Art. 89 Abs. 1 des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 [BGG; 
SR 173.110]). 

Absatz 3 verlangt von den Kantonen, die Behörde nach Artikel 25 Absätze 2 und 3 
RPG mit den für die Aufgabenerfüllung nötigen Entscheidungskompetenzen und Res-
sourcen auszustatten.

Das kantonale Recht bezeichnet regelmässig eine Behörde, die grundsätzlich für die 
Entscheidungen nach Artikel 25 Absatz 2 RPG (und neu auch nach Art. 25 Abs. 3 
und Abs. 4 RPG in ihrem Kompetenzbereich) zuständig ist. Es kommt allerdings nicht 
selten vor, dass für spezielle Themen eine andere kantonale Behörde zuständig ist. 
Am häufigsten gilt dies wohl für kantonale Strassenpläne, die soweit diese als Son-
dernutzungspläne in einem einzigen Akt sowohl die notwendigen Entscheide der Nut-
zungsplanung als auch die Baubewilligung enthalten. Eine solche Aufgabenteilung 
bleibt weiterhin zulässig. Die Aufgaben nach Artikel 25 Absatz 3 RPG können in sol-
chen Fällen entweder ganz jener Behörde zugewiesen werden, die im Allgemeinen 
für das Bauen ausserhalb der Bauzonen zuständig ist, oder sie werden nach den glei-
chen Kriterien auf die Behörden verteilt wie die Aufgaben nach Artikel 25 Absatz 2 
RPG.

Die kantonalen Rechtsordnungen und die kantonalen Praxen werden primär daran zu 
messen sein, ob es ihnen faktisch gelingt, das Phänomen des illegalen Bauens wirk-
sam zu bekämpfen. Sie sollen und dürfen dabei Prioritäten setzen. Je gravierender 
und akuter eine Situation ist (unter Berücksichtigung rechtlicher und sachlicher 
Aspekte), desto höher ist die Priorität. 

Keine Priorität hat, ohne triftigen Anlass einen Entscheid zu fällen, dass in einem kon-
kreten Fall auf die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands zu verzichten sei. 

Art. 43c

Absatz 1 greift dann, wenn eine baupolizeiliche Anordnung getroffen wird, ohne eine 
entsprechende Frist anzusetzen. Es kann zudem vorkommen, dass nach Rechtskraft 
einer Verfügung die gesetzte Frist bereits abgelaufen ist, ohne dass die Beschwerde-
instanz eine neue Frist gesetzt hat. Muss eine Behörde erneut über diese Fristanset-
zung entscheiden, vergeht unnötig viel Zeit und die Behörden werden unnötig belas-
tet. Daher wird in Satz 1 subsidiär eine (grosszügig) bemessene Frist festgelegt, die 
in solchen Fällen gelten soll, ohne dass jemand anderweitig neu entscheiden muss. 
Satz 2 soll dem Missverständnis vorbeugen, dass 180 Tage eine angemessene 
Normfrist sein könnte. Aus Artikel 25 Absatz 3 RPG wird klar, dass die Fristen nicht 
grosszügiger bemessen sein sollen als notwendig, um die Verhältnismässigkeit zu 
wahren.

Mit Absatz 2 soll ein weiteres praktisches Problem behoben werden, das die ohnehin 
stark belasteten Baupolizei- und Baubewilligungsbehörden unnötig zusätzlich belas-
ten kann: Analog zur Begründungspflicht in einem Beschwerdeverfahren muss im Fall 
illegalen Bauens Folgendes gelten: Wer sich über die Bewilligungspflicht hinwegge-
setzt und die Behörden vor vollendete Tatsachen gestellt hat, muss selber sub-
stantiiert begründen, weshalb das Ausgeführte nachträglich bewilligungsfähig sein 



44/46

soll bzw. weshalb ausnahmsweise (so auch der Wortlaut von Art. 25 Abs. 3 RPG) auf 
die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands soll verzichtet werden können. 
Gleiches soll gelten, wenn jemand geltend macht, ein sofortiges Nutzungsverbot 
würde einen untragbaren Härtefall darstellen. Dies kann beispielsweise der Fall sein, 
wenn die Eigentümerin oder der Eigentümer eines Gebäudes dieses unter Ver-
schweigen der rechtlichen Lage als Erstwohnung vermietet hat, dies für die Mieten-
den jedoch nicht erkennbar war und sie dadurch in existenzielle Schwierigkeiten gera-
ten würden. 

Mit anderen Worten: aus Absatz 2 ergeben sich keine Verpflichtungen für die Behör-
den entsprechende Abklärungen von Amtes wegen durchzuführen. Wer seine An-
sprüche nicht substantiiert begründet, hat sie verwirkt.

Art. 43d

Nach Artikel 5a Absatz 3 RPG kann der Bund Beiträge an die Aufwendungen der Kan-
tone für die Abbruchprämien leisten. Die Erwartungen, dass er dies tut, sind hoch. Die 
Finanzlage des Bundes ist jedoch angespannt und mit Blick auf die Abgabehoheit hat 
der Bund nicht gleichermassen wie die Kantone die Kompetenz, diese Kosten durch 
geeignete Spezialfinanzierungen zu decken. Vor diesem Hintergrund ist Artikel 43d 
als Bestimmung konzipiert, welche die Modalitäten für die Ausrichtung von Bundes-
beiträgen für den Fall regelt, dass entsprechende Kredite gesprochen werden. Dies 
erlaubt eine gewisse Flexibilität. Da letztlich schwer abzuschätzen ist, in welchem 
Umfang solche Abbrüche erfolgen und welche Kosten den Kantonen daraus erwach-
sen werden11, erscheint diese Flexibilität als richtig und sinnvoll.

Absatz 1 legt fest, dass die Mittel gegebenenfalls mit einem mehrjährigen Zahlungs-
rahmen bestimmt werden. 

Absatz 2 legt den Rahmen der Beiträge fest, die der Bund den Kantonen zahlt, sofern 
genügend Geld gesprochen wurde. Die Spanne von 20 bis 30 Prozent ergibt sich aus 
der Bestimmung des Gesetzes, wonach dabei «die unterschiedlichen Voraussetzun-
gen der Kantone, insbesondere die Ergiebigkeit der Mehrwertabgabe» berücksichtigt 
werden.

Welcher Satz für welchen Kanton gilt, wird in Absatz 3 geregelt.12 Die Idee ist fol-
gende:
 Je mehr Mehrwerte durch Einzonungen in einem Kanton generiert werden, desto 

geringer ist tendenziell der Bundesanteil. 
 Kantone sollen nicht bestraft werden, wenn sie mehr als den minimalen Abgabe-

satz von 20 % erheben. 
 Der maximale Satz des Bundesbeitrags soll 30 % betragen, der minimale 20 % 

(beides unter Vorbehalt, dass genügend finanzielle Mittel verfügbar sind; sonst er-
folgt eine proportionale Kürzung). 

11 Der Anspruch, den Artikel 5a Absatz 1 RPG den Eigentümerinnen und Eigentümern gibt, dürfte dazu füh-
ren, dass es sich bei den Abbruchprämien für die Kantone um gebundene Ausgaben handelt.

12 Diese Regelung hat zur Folge, dass Kantone, in denen nicht eingezont wird, selbst dann den höchsten Bei-
tragssatz erhalten, wenn sie finanzkräftig sind und somit nicht auf diese Beiträge angewiesen wären. Wenn 
die Mittel nicht ausreichen, kann dies zulasten finanzschwacher Kantone gehen, die durch die Abbruchprä-
mien möglicherweise unverschuldet stark belastet werden (s. dazu Abs. 5 und die entsprechenden Erläute-
rungen). Sollte sich dies als unbillig erweisen, wäre zu einem späteren Zeitpunkt zu prüfen, ob die Rege-
lung angepasst werden muss.
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 Kantone, bei denen die 20-prozentige Mehrwertabgabe durch die Abbruchprämien 
vollständig aufgebraucht würde, sollen den Maximalsatz erhalten. 

 Kantone, die nicht mehr als ein Drittel der 20-prozentigen Mehrwertabgabe für die 
Abbruchprämien ausgeben müssten, sollen den minimalen Ansatz erhalten. 

 Für Werte dazwischen soll der Ansatz proportional an- bzw. absteigen.

Die Abbruchprämie soll dazu beitragen, die Stabilisierungsziele einhalten zu können. 
Wird eine abgebrochene Baute oder Anlage jedoch durch eine Ersatzbaute oder -an-
lage ersetzt, hat dies keinen positiven Einfluss auf die Zielerreichung. Gemäss Artikel 
5a Absatz 1 letzter Satz RPG wird die Abbruchprämie daher in der Regel nicht ausge-
richtet, wenn ein Ersatzneubau erstellt wird (zu den Ausnahmen siehe Art. 5a Abs. 1 
Satz 2 RPG). Damit soll die Durchsetzung der sich eigentlich aus dem Gesetz erge-
benden Verpflichtung erleichtert werden, Bauten und Anlagen, die durch einen Neu-
bau ersetzt und künftig nicht mehr benötigt werden, zu beseitigen. Inwieweit das kan-
tonale Recht eine davon abweichende Regelung schaffen kann, indem es eine ander-
weitige gesetzliche Pflicht zur Tragung der Beseitigungskosten verankert, ist offen. 
Absatz 4 soll einen Anreiz schaffen, dass die Kantone ihre Möglichkeiten zu solchen 
abweichenden Regellungen ausschöpfen. Nur wenn sie dies getan haben und trotz-
dem – direkt gestützt auf das Bundesrecht – ein Anspruch auf eine Abbruchprämie 
bejaht wird, beteiligt sich der Bund im Rahmen von Artikel 43d an den Abbruchkos-
ten.

Absatz 5 regelt die Abläufe. 

Im letzten Satz ist festgelegt, dass die Beiträge an die Kantone proportional gekürzt 
werden, wenn die verfügbaren Mittel nicht ausreichen, um die Anteile nach den Ab-
sätzen 2–4 auszurichten.

Art. 43e

Da die Kantone die Hauptlast der Abbruchprämien tragen, erschiene es unbillig, wenn 
der Bund umgekehrt entsprechende Prämien von den Kantonen beanspruchen 
würde. Daher wird hier klargestellt, dass die Kantone dem Bund keine Abbruchprämie 
schulden.

Wo die entsprechenden Anforderungen erfüllt sind, gewährt das Bundesrecht einen 
direkt anwendbaren und durchsetzbaren Rechtsanspruch auf die Abbruchprämie. Um 
den Kantonen Zeit für die notwendigen Vorarbeiten zu geben, werden Artikel 5a RPG 
und die Artikel 43d und 43e am 1. Juli 2026 in Kraft gesetzt.

Änderung anderer Erlasse

Ziffern 1 – 12

Die Fremdänderungen werden nötig, um in den Fachverordnungen die Meldepflichten 
gemäss Artikel 25g Absatz 1 zu verankern (s. dazu die Erläuterungen zu dieser Be-
stimmung).

Diese Änderungen werden sodann zum Anlass genommen, das Meldewesen in den 
Fachverordnungen an die amtliche Vermessung anzupassen. Dieses ändert sich in 
zweifacher Hinsicht: Einerseits sind die Änderungen, die zu einer Anpassung der amt-
lichen Vermessung führen, neu dem Bundesamt für Landestopografie (swisstopo) 
anstelle der kantonalen Vermessungsaufsicht zu melden. Swisstopo koordiniert 
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die Anpassungen mit den Kantonen. Andererseits hat sich nicht bewährt, dass die 
Vermessungsaufsicht bereits bei Einreichung der Genehmigungsunterlagen zu infor-
mieren ist. Zweckmässiger ist es, wenn die zuständigen Ämter mit den genehmigten 
Plänen bedient werden. Gleichermassen wird präzisiert, dass eine Meldung über den 
erfolgten Baubeginn und die abgeschlossene Bauvollendung zu erfolgen hat, wenn 
das Vorhaben eine Nachführung der amtlichen Vermessung zur Folge hat. 

Diese Änderungen treten zusammen mit den anderen, die Stabilisierungsziele betref-
fenden Bestimmungen am 1. Juli 2026 in Kraft.

Ziffer 13: Verordnung vom 7. Dezember 1998 über landwirtschaftliche Begriffe und die 
Anerkennung von Betriebsformen (LBV; SR 910.91)

Diese Anpassung ist darauf zurückzuführen, dass der Regelungsbereich des bisheri-
gen Artikels 32c Absatz 1 RPV teilweise von Artikel 24ter Absatz 2 RPG übernommen 
wurde. Diese Gesetzesbestimmung regelt die Voraussetzungen der Standortgebun-
denheit für freistehende Solaranlagen, die nicht von nationalem Interesse sind und 
die sich innerhalb landwirtschaftlicher Nutzflächen befinden. Artikel 32c Absatz 1 re-
gelt neu, unter welchen Voraussetzungen nicht freistehende Solaranlagen ausserhalb 
der Bauzonen standortgebunden sein können. Sowohl die Solaranlagen nach Artikel 
24ter Absatz 2 RPG als auch die Anlagen nach Artikel 32c Absatz 1 RPV zählen dann 
zur landwirtschaftlichen Nutzfläche, wenn der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin 
die in Artikel 16 Absatz 5 Buchstabe b LBV Ziffern 1 und 2 erwähnten Nachweise er-
bracht hat. Nicht zu den landwirtschaftlichen Nutzflächen im Sinn von Artikel 16 Ab-
satz 5 LBV zählen freistehende Solaranlagen nach Artikel 24ter Absatz 1 RPG.


